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Gegenstand der Genehmigung:
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von 111,63 Metern, einem Rotordurchmesser von 175 Metern, einer daraus resultie-
renden Gesamthdhe von 199,1 Metern und einer Nennleistung von 7 Megawatt
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Genehmigung

Der

BANS Energiekonzepte GmbH & Co. KG
Norderdorf 7
25850 Behrendorf

wird auf den Antrag vom 19. August 2025 , eingegangen am 3. September 2025, Unterla-
gen zuletzt erganzt am 29. Oktober 2025, gemal} § 4 in Verbindung mit § 10/19 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummer 1.6.2, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Verordnung uber genehmi-
gungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung fur die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Nut-
zung von Windenergie in

24966 Sérup

Gemarkung: Sorup
Flur: 56
Flurstuck: 7

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach Malgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
fuhrten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A | und Il aufgefuhrten Festsetzun-
gen und Nebenbestimmungen.
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A Entscheidung

I Genehmigung
Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die Errichtung und der Betrieb einer Wind-
kraftanlage (WKA) des Typs Enercon E175 EP5 E2 mit einer Nabenhohe 111,63
Metern, einem Rotordurchmesser von 175 Metern, einer Gesamthohe 199,1 Me-
tern und einer Nennleistung von 7,0 Megawatt.

Diese Genehmigung umfasst folgende bauliche MalRnahmen / Errichtungsarbei-
ten:

» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstuck;
» Herstellung des Flachfundaments;
» Errichtung der Windkraftanlage;

* Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System).

Die Anlage ist gemal den unter Abschnitt A V aufgefuhrten Antragsunterlagen zu
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

Beschrankungen und Emissionsbegrenzungen
Die Anlage unterliegt folgenden Beschrankungen:

Unter Zugrundelegung des Immissionsrichtwertes (IRW) von 45 dB(A) an den Im-
missionsorten im Auf3enbereich und von 40 dB(A) an den Immissionsorten fur all-
gemeine Wohngebiete, die in der Schallimmissionsprognose bericksichtigt wur-
den (INGENIEURBURO FUR AKUSTIK BUSCH GmbH, Berichtnummer
619823gkp01 vom 8. April 2025), darf die Windkraftanlage des Herstellers Ener-
con Typ E175 EP5 E2 nachts mit dem Betriebsmodus OM-NR-04-0 und einer
Leistung von maximal 3.900 Kilowatt (kW) sowie einer Rotordrehzahl von maximal
7,4 Umdrehungen pro Minute (U/min) betrieben werden.

Hierbei darf die oben genannte Windkraftanlage (WKA) folgende in der Tabelle
aufgefuhrten Oktavschallleistungspegel Lwa, Okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis
06:00 Uhr) nicht Uberschreiten:

Frequenz f 63 125 250 500 1000 2000 | 4000 8000
[Hz]
Lwa, okt [dB(A)] | 84,8 91,8 95,3 95,9 96,4 96,8 91,1 84,2
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2.2

2.3

Energetisch addiert ergibt sich daraus ein Lwa von 103,0 dB(A). Dieser Summen-
pegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben festgelegten
oktavabhangigen Lwa, o ohne rechtliche Bindungswirkung.

Wird bei der Abnahmemessung nach Auflage A Ill 2.2.2 eine Uberschreitung in ei-
ner oder mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, okt festgestellt,
ist mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Auflage A lll 2.2.4 nachzu-
weisen, dass die prognostizierten A-bewerteten (Teil-)immissionspegel nicht tber-
schritten werden. Unter der Voraussetzung der Nichtliberschreitung dieser Immis-
sionspegel sind auch héhere Oktavschallleistungspegel als unter A1 2.1 angege-
ben zulassig.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00
Uhr im Betriebsmodus OM-NR-09-0 mit einer maximalen Leistung von 2.500 kW
und einer maximalen Rotorumdrehung von 6,0 U/min zu betreiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn entweder unter
Berucksichtigung

« der bei einer Vermessung dieses Anlagentyps in der genehmigten Betriebswei-
se gemessenen Oktavschallleistungspegel inklusive des Zuschlags flur eine
Serienstreuung von 1,2 dB

oder

» der bei einer Vermessung der auf Grundlage dieser Genehmigung errichteten
Anlage (Abnahmemessung) gemessenen Oktavschallleistungspegel nachge-
wiesen ist, dass die entsprechend der Auflage A lll 2.2.4 berechneten A-bewer-
teten Immissionspegel die auf Basis der in der Prognose angesetzten Oktav-
schallleistungspegel Lwa, o berechneten A-bewerteten Immissionspegel nicht
uberschreiten.

Die unter A1 2.1 fir die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, ok
gelten auch bei Abschaltungen oder Leistungsreduzierung der Windkraftanlage
durch den Netzbetreiber (EisMan-Schaltung, Redispatch).

Verwaltungskosten

Fir die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebulhr in Hohe von 55.455 € fest-
gesetzt.

Die Gebuhr fur die Vorprufung nach §§ 5, 7 des Gesetzes uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprufung (UVPG) betragt 2.772 €.

Die Gebuhr fur die Feststellung, dass das beantragte Vorhaben keiner Vertraglich-
keitsprifung geman § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) erfordert, betragt
50 €.

Als Auslagen werden 5,62 € erhoben.
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1.1

1.2

1.3

1.4

1.4.1

Die Gesamtkosten in Héhe von 58.282,62 € werden gemal} § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser
Entscheidung fallig.

Nebenbestimmungen
Bedingungen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

Erlédschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekanntga-
be dieses Bescheides gegenuber der Genehmigungsinhaberin/dem Genehmi-
gungsinhaber der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung aufgenom-
men wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlangert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu
stellen.

Ruckbauverpflichtung

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn der Rickbau
durch eine entsprechende Verpflichtungserklarung gesichert und die Sicherung
der Abbruchkosten in Hohe von 588.000 € (Sicherheitsleistung) durch den An-
tragsteller/die Antragstellerin nachgewiesen ist. Bei der Auswahl der Sicherungsart
ist insbesondere die Insolvenzfestigkeit des Sicherungsmittels zu gewahrleisten. In
der Regel ist es die Bankburgschaft.

CE-Kennzeichnung

Mit der Inbetriebnahme der WKA ist der Genehmigungsbehodrde die vollstandige

EG Konformitatserklarung nach der Maschinenrichtlinie vorzulegen. Die EG Kon-
formitatserklarung muss die gesamte Maschine mit Turm, Gondel und Rotor um-
fassen.

Naturschutz

FUr den mit der Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlage mit bedarfsge-
steuerter Nachtkennzeichnung einhergehenden Eingriff in das Landschaftsbild
wird eine Ersatzzahlung im Sinne des § 15 Absatz 6 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) in Verbindung mit § 9 Absatz 4 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)
erforderlich.

Die Berechnung des Ersatzgeldes orientiert sich an den Vorgaben des Erlasses
,<Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Windkraftanlagen®
des Ministeriums fir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Stand Ande-
rung zum 31. Dezember 2023: Streichung des Kapitels 1.4 ,Bedarfsgesteuerte
Hinderniskennzeichnung von Windkraftanlagen ab 100 Metern Gesamthdhe®).
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Die Ersatzgeldsumme in HOhe von 221.954,15 € ist spatestens zwei Wochen vor
Baubeginn an die Kreiskasse Schleswig-Flensburg unter Angabe der Buchungs-
stelle 554001.379186 und dem Aktenzeichen an eines der nachstehenden Konten
zu zahlen:

Nord-Ostsee Sparkasse

BLZ 217 500 00, Konto: 1880

IBAN DE21 2175 0000 0000 0018 80
BIC NOLADE21NOS

Postbank Hamburg

BLZ 200 100 20, Konto: 418 89-202
IBAN DE69 2001 0020 0041 8892 02
BIC PBNKDEFF

Fir die Baufeldraumung im Vorfeld und wahrend der Bauphase (bei Baumalnah-
men innerhalb des Zeitraums vom 1. Marz bis 31. August eines Jahres) ist durch
eine geeignete Umweltbaubegleitung sicherzustellen, dass es im Zuge der Bau-
malnahme zu keinem Verstol3 gemaf § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) kommt.

Abweichungen von den festgelegten Bauzeiten sind nur mit vorheriger schriftlicher
Zustimmung der Unteren Naturschutzbehdrde zulassig. Sofern aus belegbaren
Grinden die Einhaltung der Bauzeitenregelungen nicht moglich ist, sind der Unte-
ren Naturschutzbehorde spatestens vier Wochen vor Beginn der Bauzeitenaus-
schlussfristen zum einen die betriebsbedingten Grinde durch den Antragsteller
darzulegen und zum anderen ist durch eine geeignete Umweltbaubegleitung fach-
lich darzustellen, wie Besatzkontrollen und Vergramungsmafinahmen durchzufih-
ren sind. Die Umweltbaubegleitung bedarf einer nachweisbaren fachlichen Qualifi-
kation.

Auflagen

Gemal § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen
verbunden:

Allgemeines

Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstatte bereitzuhalten und den Genehmigungs-
und Uberwachungsbehérden auf Verlangen vorzulegen.

Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt fur Umwelt (LfU) unverzuglich schrift-
lich mitzuteilen:

* der Baubeginn;

« die voraussichtliche Fertigstellung der Anlage spatestens vier Wochen vor der
Inbetriebnahme;

Bescheid Az. G40/2025/189

Seite 8 von 57



215

21.6

21.7
2.2
2.21

222

digitale Ausfertigung / Kopie

* die Inbetriebnahme der Anlage innerhalb von zwei Wochen nach der Inbetrieb-
nahme

Fir diese Mitteilungen sind die dieser Genehmigung als Anlage beigeftigten For-
mulare zu verwenden.

Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten WKA ist der Genehmigungsbe-
hoérde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Betriebseinstel-
lung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Rickbaus der WKA anzugeben.

Innerhalb des unter Auflage 2.1.3 genannten Zeitraums nach der Einstellung des
Betriebes oder nach Erléschen der Genehmigung (vergleiche Bedingung 1.1) sind
alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile (WKA, Fundament) sowie
die fur die WKA erforderliche Infrastruktur (Rohrleitungen, Strom- und andere Me-
dienanschlisse, Zuwegungen), die sich auf dem Anlagengrundstick befinden,
vollstandig zu beseitigen.

Der vollstandige Ruckbau des Fundaments ist vorzunehmen, soweit er nicht un-
maglich ist. Er gilt als unmoglich, sobald der Rickbau ohne die Verletzung recht-
lich geschutzter Umweltrechtsguter nicht moglich ist. Dies ist mit einem entspre-
chenden Bodengutachten der Genehmigungsbehdrde nachzuweisen. Mindestens
ist jedoch die komplette Grundungsplatte beim Rickbau zu entfernen.

Innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der WKA sind der Genehmigungs-
behodrde (LfU) die Koordinaten der vermessenen Standorte in UTM ETRS 89
(Zone 32) vorzulegen und der Nachweis, dass eine bekanntgegebene Stelle fur
die Nachweismessung des Schallleistungspegels beauftragt wurde.

Der Betreiber hat ein Wartungspflichtenbuch zu flhren.
Immissionsschutz

Der Betreiber/die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Uberwachungs-
behdrde unverzuglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige St6-
rung des bestimmungsgemalien Betriebes mit erheblichen Auswirkungen wie z. B.
der Austritt bedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen der Windkraftanlage mit-
zuteilen.

Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Geneh-
migungsbehdrde der Messbericht Uber die Schallemissionsmessung und Auswer-
tung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie fur Windenergiean-
lagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revisi-
on 19, Stand 1. Marz 2021, FGW e. V. — Fordergesellschaft Windenergie und an-
dere Dezentrale Energien) von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen
Messstelle vorzulegen.

Die Bestatigung der Messstelle Uber die Annahme der Beauftragung der Messung
ist der Genehmigungsbehorde innerhalb einer Frist von einem Monat nach Inbe-
triebnahme vorzulegen.

Bescheid Az. G40/2025/189
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223

224

2.2.5

2.2.6

2.2.7

Bei der Abnahmemessung ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Windge-
schwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet wird.
Der dazu zu erfassende Windgeschwindigkeitsbereich wird entsprechend Nummer
3.3 der FGW-Richtlinie TR 1 festgelegt.

Die Gesamtunsicherheit bei der Abnahmemessung soll £1,0 dB(A) nicht Gber-
schreiten. Zur Ermittlung von Auffalligkeiten, wie beispielsweise die Tonhaltigkeit,
ist der gesamte Windgeschwindigkeitsbereich als Beurteilungsbereich heranzuzie-
hen.

Sollte die WKA vom Netzbetreiber wegen Netziberlastung heruntergeregelt (soge-
nannte EisMan- oder Redispatch-Schaltung) oder vom Netz genommen werden,
ist die WKA gemal der Herstellererklarung vom 5. Januar 2021 zu betreiben.

Sofern eine Uberschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung
Al 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel Lwa, ok festgestellt wurde, ist eine
erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzufihren.

Bei dieser Neuberechnung ist die obere Vertrauensbereichsgrenze mit einem Ver-
trauensniveau von 90 % mit einer Messunsicherheit von or = 0,5 dB und einer Un-
sicherheit des Prognosemodells von oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von ins-

1,28 /cgmg+o§=1,43 dB .
gesamt Zu berucksichtigen.

Dabei ist der Nachweis zu fuhren, dass die Immissionspegel aus der oben ge-
nannten Neuberechnung nicht groRer sind als die prognostizierten Teilimmissions-
pegel dieser Anlage des Schallgutachtens, welches zur Antragstellung vorgelegt
wurde und Bestandteil der Genehmigung ist.

Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der
emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (Ktn = 2 dB) fest-
gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Im-
missionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windge-
schwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die
Tonhaltigkeit festgestellt wurde.

Gerausch verursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemafien
Betrieb, Verschleild oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzuglich
zu beseitigen. Sollten diese Gerausche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die
WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschal-
ten.

Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblat-
tes 1 zur DIN 45680, Stand Marz 1997, ,Messung und Bewertung tieffrequenter
Gerauschimmissionen in der Nachbarschaft” innerhalb der nachstgelegenen Ge-
baude in dem am starksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient
oder eine vergleichbare Schutzwuirdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und
Turen nicht uberschritten werden.
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Die Betriebszustande der WKA sind zu protokollieren. Im Protokoll sind die Wind-
geschwindigkeit in Nabenhohe, die Drehzahl, der Leistungsertrag und die Licht-
starke in Lux, jeweils in Abhangigkeit zur Uhrzeit, zu erfassen. Die Daten sind mit
den gleichen Mitteilungszeitraumen anzugeben, die auch fur die Leistungskurve
verwendet wurden.

Die Protokolle sind mindestens zwolf Monate durch den Betreiber vorzuhalten und
auf Verlangen der zustandigen Immissionsschutzbehorde vorzulegen.

Sollte durch eine Fernuberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein,
Daten Uber die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der Anla-
ge sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller genannt
bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen Uber die Betriebsweise
der WKA anzugeben, die fur die klare Einstufung der beantragten Leistungskennli-
nie notwendig sind.

Larm- und erschutterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwi-
schen 07:00 und 20:00 Uhr stattfinden.

Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmal3nahmen
erhebliche Belastigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf ver-
hindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berucksichtigung der
Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedurftigen
Raumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von

maximal 30 Minuten pro Tag

und

maximal 8 Stunden pro 12 Monate
nicht Uberschreiten.

Der Einwirkbereich dieser Anlage liegt bezuglich des Schattenwurfes bei circa
1.750 Metern.

Dort, wo die Richtwerte aufgrund der Vorbelastung schon uberschritten sind, darf
die WKA keinen zusatzlichen periodischen Schattenwurf mehr verursachen.

Fur die Einstellung der Abschaltzeiten sind insbesondere die WKA und Immissi-
onsorte zu bericksichtigen, die in der Schattenwurfprognose des Ingenieurbiro
fur Akustik Busch, Berichtsnummer: 619823gkp02 vom 8. April 2025 angenommen
bzw. untersucht wurden.

Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die genaue Ausdehnung am
Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonflachen oder am Wohnhaus angrenzen-
de Terrassen) zu berlcksichtigen und die zusatzliche Belastung durch weitere
WKA.
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Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit sind von der Steu-
ereinheit Uber mindestens ein Jahr zu dokumentieren; entsprechende Protokolle
sind auf Verlangen der zustandigen Behorde vorzulegen.

Der Sensor einer lichtgesteuerten Abschalteinrichtung ist regelmafig im Rahmen
der Servicearbeiten an der WKA auf Verschmutzung und Beschadigungen zu kon-
trollieren. Verschmutzungen und Beschadigungen sind unverzuglich zu beheben.

Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der
zustandigen Genehmigungsbehorde die Installation einer Schattenwurfabschaltau-
tomatik schriftlich zu bestatigen.

Auf Anforderung der Aufsichtsbehdrde ist ein Nachweis zu erbringen, dass die
Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert und funktionsfahig ist und
dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehalten werden.

Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelge-
hause oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgra-
den zu versehen. Beispielsweise wirde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der
Glanzzahl kleiner 30 % (gemaf ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.

Die WKA ist gemal} der nachfolgenden Tabelle unter den dort genannten Bedin-
gungen zu betreiben:

Sektor der Windgeschwindigkeitsbe- |Art der sektoriellen
Betriebsbeschrankung reich [m/s] Betriebsbeschrankung
91,7°-132,9° 79-89 Mode BML 3s (Pitch 0,0°)
91,7° - 132,9° 8,9-11,0 Mode BML 11s (Pitch 4,0°)

Die Anlage ist bei Wind aus Richtungen, die in dem oben genannten Sektor liegen,
wie oben vorgegeben zu betreiben, sobald ein Minutenmittelwert der auf Gondel-
héhe gemessenen Windgeschwindigkeit innerhalb des oben festgelegten Inter-
valls liegt. Die WKA darf friihestens wieder in Betrieb gehen, sobald der erste Mi-
nutenmittelwert der gemessenen Windgeschwindigkeit oder Windrichtung aul3er-
halb der festgesetzten Bereiche liegt.

Die Zeiten, Windrichtungen sowie Windgeschwindigkeiten, die Leistung und die
Drehzahl sind zu protokollieren und fur die gesamte Lebensdauer der WKA aufzu-
bewahren.

Bei moglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhe-
stellung zu halten. Die WKA ist mit einem Eiserkennungssystem auszurusten. Die
Funktionsfahigkeit des Eiserkennungssystems der WKA ist im Rahmen der Inbe-
triebnahme durch eine unabhangige fachkundige Person im Sinne des Vier-Au-
gen-Prinzips zu prifen und dokumentieren. Betriebsbegleitend ist die Funktionali-
tat des Eiserkennungssystems regelmaRig im Rahmen der wiederkehrenden Pru-
fungen (WKP) des Sicherheitssystems und der sicherheitstechnisch relevanten
Komponenten der WKA durch eine unabhangige fachkundige Person aufzuzeigen.
Fir die Inbetriebnahme des Eiserkennungssystems muss die Anlernphase abge-
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schlossen sein, um die Funktionsfahigkeit prifen zu kdnnen. Ist die Anlernphase
nicht vor den winterlichen Vereisungsereignissen abgeschlossen, so sind geeigne-
te MaRnahmen zur Vermeidung eines Eisabwurfs vorzusehen. Grundlage dieser
Auflagen ist das Gutachten des TUV Nord, Berichtsnummer 2024-WND-RB-770-
RO vom 16. Juli 2025. Weitere Einzelheiten sind dem oben genannten Gutachten
zu entnehmen.

Durch Hinweisschilder (mindestens im Abstand der 1,1-fachen Gesamthdhe der
WKA) ist an den Zufahrtswegen der WKA und den umliegenden Wirtschaftswegen
auf die Gefahrdung durch Eisabwurf/Eisabfall aufmerksam zu machen. Die Schil-
der sind so aufzustellen, dass sie von moglichen Benutzer:innen der Wirtschafts-
wege frihzeitig erkannt werden. Hierbei sollten die Schilder durch ein eindeutiges
Piktogramm erganzt werden, welches auf die Gefahrdung durch Eisabwurf/Eisab-
fall hinweist. Grundlage dieser Auflagen ist das Gutachten des TUV Nord, Be-
richtsnummer 2024-WND-RB-770-R0 vom 16. Juli 2025. Weitere Einzelheiten sind
dem oben genannten Gutachten zu entnehmen.

Baurecht mit Brandschutz

Der Prifbericht (Typenprifung) zu den bautechnischen Nachweisen ist bei der
Bauausfihrung zu beachten. Die Prifbemerkungen sind zu erflllen.

Die Forderungen des Prufingenieurs in den Prifberichten zu den bautechnischen
Nachweisen werden zu bauaufsichtlichen Auflagen erhoben. Sofern weitere bau-
technische Nachweise zu erbringen sind, miussen diese gepruft und genehmigt
sein, bevor mit den hierdurch betroffenen Bauarbeiten begonnen wird.

Wasserrecht und Gewasserschutz

Da die Lagedarstellung insbesondere verrohrter Gewasser im Amtlichen wasser-
wirtschaftlichen Gewasserverzeichnis oft ungenau ist, sind die im Baufeld verlau-
fenden Verbandsgewasser gemeinsam mit dem Wasser- und Bodenverband (Wa-
BoV) Obere Treene vor Ort lagemaRig zu ermitteln beziehungsweise einzumes-
sen.

Laut Verbandssatzung ist an verrohrten Verbandsgewassern ein beidseitig sieben
Meter breiter Schutzstreifen (gemessen ab Rohrachse) von dauerhaften und tem-
poraren baulichen Anlagen, Aufschittungen und Abgrabungen sowie Anpflanzun-
gen freizuhalten (dazu zahlen Fundamente und Baugruben, Arbeitsflachen, Zuwe-
gungen, Zaune etc.). Auf der Grundlage des Vermessungsergebnisses der Auflage
Nummer 2.4.1 ist ein ErschlieRungslageplan zu erstellen. Darin sind die Zuwe-
gung sowie Arbeitsflachen/Rustplatze/Kranstellflache sowie der laut Verbandssat-
zung geforderte Schutzstreifen darzustellen. Stehen geplante bauliche Anlagen im
Konflikt mit den oben genannten Gewassern, erfordert dies ein separates wasser-
rechtliches Verfahren gemal § 23 Landeswassergesetz (LWG). Der Antrag ist
rechtzeitig vor MalRnahmenbeginn bei der Unteren Wasserbehoérde einzureichen.
Mit den Bauarbeiten darf erst nach Erteilung des Bescheides begonnen werden.
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2.4.11
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Die Verrohrung des sudlichen Seitengrabens der Kreisstral’e K 102 im Zuge der
dauerhaften Zuwegung ist vor Baubeginn mit dem StraRenbaulasttrager abzustim-
men. Die Lange der Verrohrung ist auf das unbedingt erforderliche Mindestmal3 zu
beschranken.

Sollten im Rahmen der BaumalRnahme Grundwasserabsenkungen und Einleitun-
gen in ein Gewasser oder Versickerung auf einer Flache erforderlich sein, sind
diese gemaR § 9 Absatz 1 Nummer 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnis-
pflichtig. Dies gilt insbesondere fur Ma3nahmen wie Wasserhaltung oder die Tro-
ckenlegung von Baugruben. Der wasserrechtliche Antrag ist rechtzeitig vor Mal}-
nahmenbeginn bei der Unteren Wasserbehdrde des Kreises Schleswig-Flensburg
einzureichen. Mit den Bauarbeiten darf erst nach Erteilung des Bescheides begon-
nen werden.

Beginn und Beendigung der Bauarbeiten sind dem Fachdienst Umwelt, Untere
Wasserbehorde des Kreises Schleswig-Flensburg und dem ortlichen Wasser- und
Bodenverband Obere Treene schriftlich anzuzeigen.

Sollten im Rahmen der BaumalRnahme Parzellengraben verfillt oder Drainagen
durchschnitten werden, ist dafliir Sorge zu tragen, dass die Entwasserung der be-
troffenen Flachen sichergestellt bleibt. Drainagen sind unverzliglich wiederherzu-
stellen.

Der Eintrag von Sediment oder wassergefahrdenden Stoffen in offene und verrohr-
te Gewasser ist durch geeignete MaRnahmen zu vermeiden. Verstdlie sind umge-
hend der Unteren Wasserbehorde anzuzeigen.

Baubedingte Sackungen, die nachtraglich entstehen, sind auszubessern.

Es gelten Abstandsregelungen fur die Bebauung, die sich aus der Satzung des
Wasser- und Bodenverbandes ergeben.

Links und rechts von den Gewassern, Verrohrungen, Rohrleitungen und Anlagen
ist ein sieben Meter breiter Schutzstreifen von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Die Vorgaben der Satzung mussen zwingend eingehalten werden. Ausnahmen
hiervon (etwa Umverlegungen von Verbandsleitungen) mussten rechtzeitig beim
WaBoV beantragt und mit diesem abgestimmt werden und bedurfen der Zustim-
mung des Verbandsausschusses.

Auch fur die Zuwegungen gelten die Beschrankungen der Satzung. Die Querung
von Gewassern, Verrohrungen und Rohrleitungen durch Zuwegungen bedarf der
Zustimmung des WaBoV ( siehe ,Uberbauung®) und ist rechtzeitig mit diesem ab-
zustimmen. Die Querung von Gewassern darf die Durchgangigkeit des Gewassers
nicht behindern.

Gequerte Verrohrungen und Rohrleitungen sollten im Vorwege erneuert werden,
um die Tragfahigkeit zu gewahrleisten und einer zeitnahen Erneuerung vorzubeu-
gen.
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Fir gequerte Anlagen ist vom Vorhabentrager die Unterhaltungspflicht fir das
Bauwerk (Rohrleitung oder Uberfahrt) zu (ibernehmen. Dies ist in einem schriftli-
chen Vertrag mit dem WaBoV zu regeln. Alle entstehenden Kosten sind vom An-
tragsteller zu tragen.

Bei Kreuzung von Gewassern, Verrohrungen, Rohrleitungen ist vor der Querung
jeweils die genaue Lage der Rohrleitung bzw. Verrohrung des Gewassers zu er-
mitteln.

Die Versorgungsleitung ist mit einem Abstand von mindestens zwei Metern unter-
halb der Rohr- bzw. Gewassersohle zu verlegen. Diese Tiefe ist auch innerhalb
des Schutzstreifens (acht Meter links und rechts der Rohrleitung bzw. der Bo6-
schung eines offenen Gewassers) einzuhalten.

Die Querung hat in einem Schutzrohr zu erfolgen.
Die Querung ist vor Ort durch ein festes Hinweisschild zu kennzeichnen.

Von jeder Querung ist nach Fertigstellung ein Bohrprotokoll unter Angabe der tat-
sachlichen Lage der Versorgungsleitung und der Rohrleitung bzw. des Gewassers
anzufertigen und dem WaBoV in digitaler Form unaufgefordert zur Abnahme zur
Verfugung zu stellen.

Alle Querungen sind zudem in einem digitalen georeferenzierten Ubersichtsplan
im (*.dxf-Format) darzustellen. Dieser ist dem WaBoV unaufgefordert auszuhandi-
gen.

Sofern die Versorgungsleitungen parallel zu Verrohrungen, Rohrleitungen oder of-
fenen Gewassern verlegt werden, ist ein Abstand von acht bzw. finf Metern zu
diesen Schutzstreifen einzuhalten

Alle dem Wasser- und Bodenverband in Verbindung mit der Mal3nahme entste-
henden Kosten sind vom Antragsteller zu Ubernehmen.

Abfallrecht und Bodenschutz

Bei der Herstellung der Wege und Platze unter Verwendung von Ersatzbaustoffen
sind die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung zu beachten. Die aktuellen Unter-
suchungsergebnisse der Gutetuberwachung der Aufbereitungsanlage sind der Un-
teren Abfallentsorgungsbehdrde des Kreises Schleswig-Flensburg spatestens mit
Beginn des Einbaus des Materials vorzulegen.

Der Beginn der ErschlieBungsarbeiten ist der unteren Bodenschutzbehorde spa-
testens zwei Wochen vorab mitzuteilen.

Temporare Arbeits- und Fahrtrassen sowie Baustelleneinrichtungs- und Lagerfla-
chen sind mit geeigneten MalRnahmen gegen Schadverdichtungen des Untergrun-
des auszurusten (BaustralRen, Lastverteilungsplatten).

Bescheid Az. G40/2025/189

Seite 15 von 57



254

2.5.5

256

2.5.7

2.5.8

259

2.5.10

2.6

2.6.1

digitale Ausfertigung / Kopie

Sowohl die Flacheninanspruchnahme als auch die Fahrzeugeinsatze (Uberroll-
haufigkeit) sind auf den fur die Baumalinahme unbedingt notwendigen Umfang zu
reduzieren.

Bei hoher Bodenfeuchte sowie in verdichtungsempfindlichen Bereichen ist der Ein-
satz von Lastverteilungsplatten im Vortriebsverfahren vorzusehen (weiche Konsis-
tenz) und bei wassergesattigten Boden (breiig/zahflissige Konsistenz) sind die Ar-
beiten einzustellen.

Oberboden und Unterboden sowie ggf. auftretende torfhaltige Materialien sind bei
Aushub, Transport, Zwischenlagerung und Verwertung wahrend des Wege- und
Leitungsbaus sowie den Fundamentarbeiten sauber getrennt zu halten. Dies gilt
gleichermalien flr den Wiederauftrag/ Wiedereinbau. Eine Bodenvermischung ist
grundsatzlich nicht zulassig.

Bei der Lagerung des Oberbodens ist auf eine maximale Hohe der Mieten von
zwei Metern mit steilen Flanken zu achten, um eine Vernassung und Gefligezer-
stérung zu vermeiden. Die Oberflache ist zu glatten. Die Unterbodendepots sollten
vier Meter nicht Ubersteigen. Entsprechende Lagerflachen sind auf Grundlage ei-
ner Massenbilanzermittlung einzuplanen. Bei langeren Lagerdauern von mehr als
sechs Monaten ist die Oberbodenmiete mit tiefwurzelnden, winterharten und stark
wasserzehrenden Pflanzen (Luzerne, Lupine etc.) zu begrunen. Die Depots sollten
generell nicht befahren werden.

Oberboden ist ausschliel3lich wieder als Oberboden zu verwenden. Eine Verwer-
tung als Flllmaterial oder Ahnliches ist nicht zulassig. Dies gilt auch fiir die torfhal-
tigen Materialien.

Uberschiissiger Oberboden ist moglichst ortsnah einer sinnvollen Verwertung zu-
zufuhren. Bei landwirtschaftlicher Aufbringung ist ein entsprechender Antrag bei
der unteren Naturschutzbehdrde zu stellen.

Nach Beendigung der Arbeiten sind die naturlichen Bodenfunktionen so weit wie
moglich wiederherzustellen. Nicht mehr bendtigte Bedarfsflachen (Wege, Kran-

stell- und Lagerflachen) sind nach deren vollstandigen Ruckbau mittels Grubber
zu lockern. Anschlie®end ist Mutterboden in ortsublicher Schichtstarke aufzutra-
gen.

Naturschutz

Der bei den Arbeiten anfallende Bodenaushub darf nicht fur die Verfallung von
Graben, Kleingewassern oder feuchten Senken sowie alle weiteren nach § 30 des
BNatSchG in Verbindung mit § 21 des Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG)
geschutzten Lebensraume verwendet werden.

Bei einer Verbringung des Bodens auf landwirtschaftliche Flachen ist hierfur ab ei-
ner Bodenmenge von 30 m*® und/oder 1.000 m? Aufbringungsflache eine natur-
schutzrechtliche Genehmigung gemal} § 11 a Landesnaturschutzgesetz
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(LNatSchG) bei der Unteren Naturschutzbehdrde des Kreises Schleswig-Flens-
burg (UNB) einzuholen.

Der Ausgleich fur den Eingriff in den Naturhaushalt sowie Eingriffe in Boden und
Biotope auf dem Betriebsgrundstlick von 32.745 m? soll gemal’ Antragsunterlagen
durch den Ankauf von Okopunkten ausgeglichen werden. Die Vertragliche Verein-
barung tber den Erwerb der Okopunkte ist der UNB vor Baubeginn vorzulegen.

Sofern spatestens mit Baubeginn die vertragliche Vereinbarung Uber den Erwerb
der 32.745 Okopunkte der UNB nicht vorliegt, hat sich der Vorhabentrager bereit
erklart, eine Ersatzgeldzahlung fur die Beeintrachtigungen in den Naturhaushalt in
Hohe von 121.157 € zu leisten. Diese Summe ergibt sich durch die Multiplikation
der erforderlichen Ausgleichsflache mit dem im Kreis Schleswig-Flensburg festge-
setzten Wert von 3,70 € pro m? erforderlicher Ausgleichsflache fur Ersatzgeldzah-
lungen. Die Ersatzgeldzahlung fur den Eingriff in den Naturhaushalt ist dann mit
der Ersatzgeldzahlung fur die Beeintrachtigungen in das Landschaftsbild zu leis-
ten.

Die gemal} den Vorgaben des Landesamtes fur Umwelt erforderliche separate na-
turschutzrechtliche Genehmigung fiir Eingriffe, die nicht unmittelbar im Zusam-
menhang mit dem Betriebsgrundstiick der WKA stehen (in diesem Fall Eingriffe in
den Naturhaushalt durch Versiegelungen aul3erhalb der Betriebsgrundstucke in
Hohe von insgesamt 58 m?), wurde separat unter dem Aktenzeichen
661.5.04.P.2025.02 erteilt. Die Genehmigung ist dem Landesamt fur Umwelt vor
dem Baubeginn vorzulegen.

Der Baubeginn ist der UNB anzuzeigen.
Artenschutz
Bauausschlusszeit fir Brutvogel

Alle Bautatigkeiten durfen nicht in der Zeit vom 1. Marz bis zum 15. August ausge-
fuhrt werden. Der Baubeginn ist der Genehmigungsbehorde und der Oberen Na-
turschutzbehorde unter Angabe des Aktenzeichens spatestens zwei Wochen vor-
her schriftlich anzuzeigen.

Abweichungsmaglichkeit von den Bauausschlusszeiten

Abweichungen von der in Auflage 2.7.1 angeordneten Bauausschlusszeit bedurfen
der vorherigen Zustimmung der Genehmigungsbehdorde. In diesen Fallen ist ge-
genuber der Genehmigungsbehdrde spatestens 8 Wochen vor Baubeginn schrift-
lich darzulegen, welche alternativen Schutzmalinahmen fur Offenlandbruter ergrif-
fen werden kdnnen, bei deren Ausfihrung die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1

i. V. m. Absatz 5 Nr. 1-3 BNatSchG nicht verwirklicht werden (MaRnahmenpla-
nung). Die Umsetzung der Malihahmenplanung ist durch eine fachlich qualifizierte
Umweltbaubegleitung zu gewahrleisten.
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Schutz lokaler und migrierender Fledermause

Die WKA ist im Zeitraum vom 1. Mai bis 30. September in der Zeit von einer Stun-
de vor Sonnenuntergang bis eine Stunde nach Sonnenaufgang bei den folgenden
Witterungsbedingungen — gemessen als 10-Minuten-Mittelwerte auf Gondelhdhe —
abzuschalten:

* Windgeschwindigkeiten in Gondelhdhe unterhalb von 8 m/s,

» Lufttemperatur hdher als 10 °C.
begriinter Mastful

Im MastfuBbereich sind hochwuchsige und geschlossene Formen von ruderalen
Gras- und Staudenfluren gemaf Kartieranleitung und Standardliste der Biotopty-
pen Schleswig-Holsteins (LfU 2023) aufwachsen zu lassen, wenn der Mastful} be-
grunt werden soll und nicht als versiegelte Flache geplant ist. Eine Mahd ist
héchstens einmal im Jahr durchzufihren, um Gehdlzaufwuchs zu vermeiden. Die
Mahd hat zwischen dem 1. September und dem 28./29. Februar des Folgejahres
zu erfolgen.

Um den sicheren Zugang zu den WKA fur Service- und Wartungsunternehmen
oder andere Dritte einwandfrei und ohne gesundheitliche Risiken zu gewahrleis-
ten, besteht aus arbeitsschutzrechtlichen Grinden die Mdglichkeit, im MastfuRbe-
reich die Ruderalbrache im zwingend notwendigen Umfang aul3erhalb des vorge-
nannten Zeitraumes freizuschneiden. Die Obere Naturschutzbehdrde ist umge-
hend Uber die durchgefihrten Mallnahmen zu unterrichten.

Kontrolle der Abschaltvorgaben

Die zur Uberwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlich bedingten Abschalt-
vorgaben gemal} dieser Genehmigung notwendigen Daten sind zu erheben und
funf Jahre vorzuhalten. Die Daten mussen jederzeit abrufbar sein.

Die Betriebsdaten werden als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standard-Format)
Uber den Abschaltzeitraum fur die WKA in digitaler Form als CSV-Datei abgefragt.
Fir die Dokumentation der Abschaltvorgaben sind die Betriebsdaten flr eine WKA
S0 zu exportieren, dass sie in einem Datenblatt aufgefihrt sind. Nach dem Export
dirfen die Dateien nicht mehr verandert werden.

Das Datenblatt muss folgende Angaben enthalten:

» Abgabe als Datei im CSV Format. Als Feldtrennzeichen ist ein Semikolon zu
benutzen.

* Furjede WKA ist eine eigene CSV-Datei einzureichen.

» Das Betriebsprotokoll umfasst den vollstandigen von den artenschutzrechtli-
chen Nebenbestimmungen betroffenen Zeitraum.

» Die CSV-Datei enthalt sechs oder sieben Spalten in dieser Reihenfolge: Da-
tum, Uhrzeit, Windgeschwindigkeit, Rotordrehzahl, Leistung und Temperatur.
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2.8

2.8.1

28.2

Die Bezeichnungen der Spaltenlberschriften stehen in der ersten Zeile und
sind frei wahlbar. Der Datenbereich beginnt in der zweiten Zeile.

* Die Spalten sind in folgenden Formaten zu formatieren:
— Datum: TTMM.JJJJ
— Uhrzeit: HH:MM:SS

— Wind [m/s], Rotordrehzahl [rpm], Leistung [KWh], GondelauRentemperatur
[°C]: Formatierung als Dezimalzahl mit einem Komma als Dezimaltrennzei-
chen. Eine einheitliche Anzahl von Nachkommastellen ist nicht notwendig.
Bei ganzen Zahlen kann das Komma entfallen.

Arbeitsschutz

Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage (WKA) ist spatestens zwei Wo-
chen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf
hingewiesen, dass die Bautatigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten

(z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt fur Ar-
beitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende Informatio-
nen:

« Genehmigungsnummer,

* Ort der Baustelle,

* Name, Anschrift des Bauherrn,

* Name, Anschrift des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators,
* Beginn, Dauer und groben Zeitplan der Arbeiten,

» Notfallkonzept fUr die Errichtungsarbeiten.

Falls fur die Errichtung eine Vorankindigung gemal} § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt fur Arbeitsschutz,
Soziales und Gesundheit zugesandt wird, kdnnen die oben genannten Informatio-
nen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens acht Wochen
nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt fur
Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende Informati-
onen:

» Genehmigungsnummer,

» eindeutige Kennzeichnung der Windkraftanlage an der Au3enfassade,
* interne Bezeichnung der WKA,

* Name, Anschrift des Betreibers,

* eingemessene Koordinaten,
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 Datum der Inbetriebnahme.

Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Ge-
sundheit spatestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die
Anzeige enthalt folgende Informationen:

« Genehmigungsnummer,
« Name, Anschrift des vormaligen Betreibers,
* Name, Anschrift des zukuinftigen Betreibers,

e Datum des Betreiberwechsels.

Der Ruckbau der genehmigten Windkraftanlage ist spatestens zwei Wochen vor
Beginn der Riuckbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landes-
amt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthalt folgende In-
formationen:

« Genehmigungsnummer,

* Ort der Baustelle,

 Name, Anschrift des Bauherrn,

* Name, Anschrift des Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinators,
« Kurzbeschreibung der Ruckbaumethode,

* Beginn, Dauer der Arbeiten.

Falls fur den Rickbau eine Vorankindigung gemal § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung erforderlich ist und diese fristgerecht dem Landesamt fir Arbeitsschutz,
Soziales und Gesundheit zugesandt wird, kdnnen die oben genannten Informatio-
nen mit der Vorankindigung mitgeteilt werden.

Jeder Tausch von Grol3komponenten ist dem Landesamt fur Arbeitsschutz, Sozia-
les und Gesundheit spatestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und ent-
halt folgende Informationen:

« Genehmigungsnummer,
 Name, Anschrift des Betreibers,
» Beschreibung des Vorhabens (Komponente, Verfahrensweise),

* Beginn, Dauer und Zeitplan der Arbeiten.
StralRenbau

Der Bauabstand von dem auleren befestigten Rand der fur den Kraftfahrzeugver-
kehr bestimmten Fahrbahn der Kreisstrale 102 hat gemal der eingereichten
Planunterlagen mindestens 30,35 Meter zu betragen.
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Die verkehrliche ErschlieBung hat ausschlief3lich Gber die in Abschnitt 010 bei Sta-
tion 965 neu herzustellende Zufahrt zu erfolgen.

Auf dem Grundstick sind ausreichende Wendemaglichkeiten flur Fahrzeuge her-
zustellen und dauernd freizuhalten.

Wasser, geklart oder ungeklart, darf dem StraRengebiet weder zuflieRen kdnnen
noch zugeleitet werden.

FUr die neu herzustellende oben genannte Zufahrt von dem Grundstlick zur Kreis-
stral3e 102 sind vom Antragsteller die allgemeinen und technischen Bestimmun-
gen einer Sondernutzungserlaubnis anzuerkennen und zu erfillen. Fur die Her-
stellung dieser Zufahrt sind dem Landesbetrieb StralRenbau und Verkehr, Standort
Flensburg Ausfuhrungsplane vorzulegen. Die Sondernutzungserlaubnis wird den
Antragstellern nach erfolgter Uberpriifung dieser Unterlagen direkt zugestellt.

Alle Arbeiten auf dem Stral3engrundstlick und am Stra3enzubehdr sind von einer
geeigneten Fachfirma durchfihren zu lassen.

Baustoffe durfen nicht auf Strallengebiet gelagert werden.

Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilneh-
mer auf der Kreisstrale nicht erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre
Form, Farbe, Grél3e oder den Ort und die Art der Anbringung nicht zu Verwechs-
lungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben, oder deren Wirkung
beeintrachtigen konnen.

Die Verwendung rluckstrahlender Werkstoffe und Farben ist nicht zulassig.

Soweit SchutzmalRnahmen gegen die von der Stralle auf das Grundsttick einwir-
kenden Immissionen erforderlich sind, hat der Bauherr diese Malihahmen auf ei-
gene Kosten zu bewirken. Dies gilt auch fur die Rechtsnachfolger.

Die Fahrbahn und die Nebenanlagen der Kreisstralde 102 sind von den durch Ma-
terialtransport herrihrenden Verschmutzungen und Ablagerungen sofort zu sau-
bern.

Alle Arbeiten im Bereich des Stralenkorpers der Kreisstralte 102 sind mit dem
Leiter der Strallenmeisterei Suderbrarup, Mihlenstralle 38-40, 24392 Siderbra-
rup, Telefon 04641/92400 abzustimmen.

Versorgungsanlagen

Bei der Planung einer Windkraftanlage ist zu beachten, dass die Errichtung der
WKA von der leitungsabgewandten Seite erfolgen muss.

Es ist fir den Schwingungsschutz der Leiter aufgrund der Nachlaufstromung zu
sorgen, da der Abstand der Turmmitte der WKA zum nachstliegenden ruhenden
Leiter der Freileitung weniger als dem dreifachen Rotordurchmesser (525 Meter)
entspricht.
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211.8

Es sind somit Bedampfungsmalinahmen an allen Seiten am Mast Nr. 009, 012
einseitig und Mast Nr. 010, 011 beidseitig erforderlich. Die Kosten sind nach dem
Verursacherprinzip vom Bauherrn zu tragen.

Zivile Luftfahrt

Die Ausfuhrung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV
vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen.

Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits wahrend der Bauphase bei Uber-
schreiten von 100 Metern Uber Grund sicher zu stellen.

Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass flr die Unterbrechung der
Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht Gberschritten wird.

Die Stromversorgung fur die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Ablaufe sicher-
zustellen. Das entsprechende Konzept fur die Ersatzstromversorgung ist der Luft-
fahrtbehorde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

Fir die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung
sind nur anerkannte Gerate bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zulassig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
kraftanlagenbldécken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweiten-
messgerat und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerat maximal 1.500 Me-
ter betragen darf.

Die fur die Veroéffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amt-
liche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehérde als auch der DFS
(Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH-10731 Postfach 1243, 63202 Langen
(fif@dfs.de), unverzuglich, spatestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der
Windkraftanlage, vorzulegen.

Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die ge-
plante Installation der Luftfahrtbehérde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen
und hierbei sind, gemall Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen
vorzulegen:

» Nachweis der Baumusterprifung gemalf’ Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch
eine vom Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruktur benannten
Stelle (Baumusterprufstelle),

* Nachweis Uber die Standortbezogene Erfullung der Anforderungen auf Basis
der Prufkriterien nach Anhang 6, Nummer 2 der AVV durch eine Baumuster-
prufstelle.

Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemaf der ,All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Anderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
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schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023
(Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis
zu veroffentlichen.

Da eine Tageskennzeichnung fur die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblatter der Windkraftanlage weifld oder grau auszufiihren; im aul3eren Bereich
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Lange [a) auRen beginnend mit 6 Meter
orange — 6 Meter weild — 6 Meter orange oder b) au3en beginnend mit 6 Meter rot
— 6 Meter weild oder grau — 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfur sind die Farbto-
ne verkehrsweild (RAL 9016), grauweild (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achat-
grau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu ver-
wenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulassig.

Aufgrund der beabsichtigten Héhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf
halber HOhe ruckwartig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/
roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder
konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dirfen maximal
ein Drittel der Flache der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40
Meter Uber Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Strei-
fen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Grinden oder
bedingt durch ortliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer maximalen Hohe von
bis 315 Metern Uber Grund/Wasser erfolgt durch ,Feuer W, rot®.

In diesen Fallen ist eine zusatzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Hohe zwischen Grund/Wasser und der
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus tech-
nischen Grinden notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um
bis zu funf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei missen aus jeder
Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusatzliche Infra-
rotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Ma-
schinenhauses anzubringen.

Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafur zu sorgen, dass auch bei Stillstand
des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

Der Einschaltvorgang erfolgt grundsatzlich uber einen Dammerungsschalter ge-
maf der AVV, Nummer 3.9.

Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erflllt werden, kann der Einsatz einer be-
darfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zustandigen
Landesluftfahrtbehérde anzuzeigen.

Das ,Feuer W, rot” ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls missen die Feuer gedoppelt, jeweils
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versetzt auf dem Maschinenhausdach — nétigenfalls auf Aufstanderungen — ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich,
damit die Feuer der Windkraftanlage wahrend der Blinkphase nicht durch einen
Fligel des Rotors verdeckt werden.

Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemald UTC mit einer zulassigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von = 50 Millisekunden zu starten.

FUr die Ein- und Ausschaltvorgange der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung
auf das Tagesfeuer sind Dammerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein
Ersatzstromnetz umschalten.

Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf
ein ,redundantes Feuer” mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 %
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

Stoérungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden kénnen, sind dem NOTAM-
Office in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail
notam.office@dfs.de unverziglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie moglich zu beheben. Sobald die Storung behoben ist, ist
das NOTAM-Office unverzuglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung
innerhalb von zwei Wochen nicht mdglich, ist das NOTAM-Office und die zustandi-
ge Landesluftfahrtbehérde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.

Fir den Fall einer Stérung der primaren elektrischen Spannungsversorgung muss
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von
mindestens 16 Stunden gewahrleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht Uber-
schreiten. Diese Vorgabe qilt nicht fur die Infrarotkennzeichnung.

Eine Reduzierung der Nennlichtstarke beim Tagesfeuer und ,Feuer W, rot® ist nur
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeraten moglich. Installation und Betrieb haben nach den
Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishohe von mehr als 100 Meter uber Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu
versorgen.
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v

1.1

1.2

Sollten Kréane zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Meter tUber Grund mit einer
Tageskennzeichnung und an der hochsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung
(Hindernisfeuer) zu versehen.

Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgrinden als Luftfahrthindernis veroéffent-
licht werden muss, sind

* mindestens sechs Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns zu mel-
den, um die Vergabe der ENR-Nummer in die Wege leiten zu konnen,

* der Beginn des Hochbaus separat zu melden und

« spatestens vier Wochen nach Errichtung die endgultigen Vermessungsdaten
zu ubermitteln, um die Veroffentlichung gegebenenfalls anzupassen.

Diese Meldung der endgultigen Daten (bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst
dann die folgenden Details:

* DFS-Bearbeitungsnummer,
 Name des Standortes,
* Art des Luftfahrthindernisses,

» geographische Standortkoordinaten [Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Be-
zugsellipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfanger gemessen)],

* Hohe der Bauwerksspitze [Meter Uber Grund],
» Hohe der Bauwerksspitze [Meter Uber Normalnull, Hohensystem: DHHN 92],

* Art der Kennzeichnung [Beschreibung].

Der DFS ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzu-
geben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. fur die Instandsetzung zu-
standig ist.

Hinweise
Allgemeines

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behordlichen Entscheidungen, die nach
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Burgerlichen
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfillen.

Sicherungsleistungen sind beispielsweise:
» Selbstschuldnerische Bankburgschaft,

« Sparbuch oder Kontoverpfandung,
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* Hinterlegung von Geld (pfandungs- und insolvenzsicher),

« Konzernburgschaft.

Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Ande-
rung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenlber dem Lan-
desamt fir Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefliigtem Formular ,Betrei-
berwechsel“ mitzuteilen.

Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in
ein Stromnetz abflhrt.

Ein Wechsel des Anlagenbetreibers sowie gegebenenfalls eine Anderung an der
Rechtsform des Betreibers sind gegenuber dem Landesamt fur Umwelt schriftlich,
mit dem in der Anlage beigefiigtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen.

Immissionsschutz

Die Windkraftanlage (WKA) wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Larm — TA Larm (GMBI. 1998 Nr. 26 vom 26. August 1998). Die der
WKA am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen Wohnraumen liegen
grofdtenteils im AuRenbereich. Vereinzelte Immissionsorte in der Gemeinde Sorup
werden nach den jeweiligen Bebauungsplanen als allgemeine Wohngebiete einge-
stuft. Die TA Larm nennt fur beide Wohnraumarten die unten aufgefuhrten Immissi-
onsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berucksichtigt
wurden.

Allgemeines Wohngebiet

tags 55 dB(A) 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 40 dB(A) 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Mischgebiet / Aullenbereich

tags 60 dB(A) 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr
und
nachts 45 dB(A) 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr

Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm relevant ein,
wenn der Schallimmissionspegel grof3er ist als der Immissionsrichtwert (IRW) mi-
nus 10 dB(A).

Bei Uberschreitung des Schallleistungspegels (Lwa) sind larmmindernde Mafnah-
men vorzunehmen. Dazu zahlt auch die Einschrankung des Nachtbetriebes oder
eine weitere Einschrankung der Leistung oder Drehzahl.
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Abfallrecht

Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung z. B. von Stellfla-
chen und Zufahrten oder als Unterbau flir Gebaude sind die Regelungen der Er-
satzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten.

Baurecht

Die gepruften bautechnischen Nachweise (hier: Standsicherheit) missen spates-
tens zehn Werktage vor Baubeginn geprift bei der Bauaufsichtsbehdrde vorliegen
(§ 72 Absatz 6 Landesbauordnung — LBO). Hierzu sind die bautechnischen Nach-
weise (Typenprufungen) rechtzeitig der Bauaufsichtsbehorde zu Gbersenden, da-
mit von hier aus die Uberwachung durch einen anerkannten Prifingenieur beauf-
tragt werden kann. Der Zeitpunkt der Beauftragung ist mit der Genehmigungsbe-
horde abzustimmen und der Bauaufsicht mitzuteilen.

Der beabsichtigte Baubeginn ist mindestens eine Woche vorher auf vorgesehe-
nem Formblatt mitzuteilen (§ 72 Absatz 8 LBO). Wird vorsatzlich oder fahrlassig
der Baubeginn nicht mitgeteilt, handelt der Bauherr ordnungswidrig nach § 84 Ab-
satz 1 Nummer 11 LBO. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 84 Absatz 3 LBO mit
einer GeldbuRe geahndet werden.

Die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung ist der Bauaufsichtsbehérde auf bauauf-
sichtlich eingefuhrtem Formblatt mindestens zwei Wochen vorher anzuzeigen

(§ 82 Absatz 2 LBO). Mit der Anzeige ist eine Bescheinigung des Prfingenieurs
fur Standsicherheit Uber die ordnungsgemafe Bauausflhrung hinsichtlich der
Standsicherheit vorzulegen (§ 82 Absatz 2 Nummer 1 LBO).

Die konstruktive Uberwachung des Bauvorhabens hinsichtlich der Standsicherheit
ist vom Prufingenieur Dipl.-Ing. Bernd von Seth, Osterhusumer Str. 130, 25813
Husum durchflhren zu lassen. Die Abnahmen sind rechtzeitig vor Beginn der je-
weiligen Bauarbeiten bei ihm zu beantragen.

Die erforderlichen Formulare zu Punkt 4.2 und 4.3 kdnnen auf der Internetseite
des Kreises Schleswig-Flensburg entsprechend dem folgenden Link heruntergela-
den werden: https://www.schleswig-flensburg.de/Was-erledige-ich-wo-/index.php.

Da Bauordnungsrecht nicht durch die Bauaufsichtsbehdrde gepruft wird, wird
empfohlen die erforderlichen Unterlagen zur Eintragung evtl. erforderlicher Baulas-
ten im Sinne des § 83 LBO (z. B. Ruckbau gemal} § 35 Absatz 5 Baugesetzbuch
(BauGB), Abstandflachen, Erschlieung, etc.) zum entsprechenden Zeitpunkt di-
rekt bei der zustandigen Stelle (Bauverwaltung des Kreises Schleswig-Flensburg)
abzustimmen/einzureichen.

Naturschutz

Auf die Beachtung der Schonfristen bei der Beseitigung der Geholze (Verbot vom
1. Méarz bis 30. September) gemal’ § 39 Absatz 5 Nummer 2 BNatSchG wird hin-
gewiesen. Sollten im Zuge der Errichtung der WKA Gehdlze gerodet werden mis-
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sen, ist dies mit der Unteren Naturschutzbehérde des Kreises Schleswig-Flens-
burg im Vorwege abzustimmen.

Wasserrecht

Sind Kabelkreuzungen mit Gewassern 2. Ordnung geplant, erfordert dies ein was-
serrechtliches Verfahren gemal § 23 LWG. Der wasserrechtliche Antrag ist recht-
zeitig vor MalRnahmenbeginn bei der unteren Wasserbehorde einzureichen.

Jede Malinahme, die geeignet ist, das Grundwasser oder den Boden zu verunrei-
nigen, ist zu unterlassen. Insbesondere gilt dieses fir die Feldbetankung von
Fahrzeugen. Tropfmengen auf befestigten Bodenflachen sind mit zugelassenen
Bindemitteln abzustreuen. Auf unbefestigten Flachen ist bei Uberfiillschaden oder
Fahrzeugleckagen der verunreinigte Boden aufzunehmen und nach Vorgabe der
Unteren Wasserbehdrde ordnungsgemaf zu entsorgen.

Abfallrecht und Bodenschutz

Fir eine Verwertung des Bodens auf landwirtschaftlichen Flachen ist — bei einer
Menge von mindestens 30 m? oder mehr bzw. von mindestens 1.000 m? oder
mehr — ein Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung (Aufschittung) bei der
Unteren Naturschutzbehoérde des Kreises Schleswig-Flensburg zu stellen.

Eine gegebenenfalls notwendige bauzeitige Grundwasserhaltung stellen die
Grundwasserabsenkung und das Einleiten des Wassers in ein Gewasser gemaf
Wasserhaushaltsgesetz einen Benutzungstatbestand dar und bedurfen somit einer
wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist gesondert beim Fachdienst Umwelt des
Kreises Schleswig-Flensburg mit entsprechenden Unterlagen zu beantragen.

Beachtung ,DIN 19731:1998-05 — Bodenbeschaffenheit — Verwertung von Boden-
material“ und ,DIN 18915:2018-06 — Vegetationstechnik im Landschaftsbau — Bo-
denarbeiten® sowie des Merkblattes ,Verwendung von humusreichen oder organi-
schen Materialien aus Sicht des Bodenschutzes® (Landesamt fur Umwelt SH
01.08.2023)

Artenschutz

Durch die Einrichtung eines zweijahrigen nachgelagerten Hohenmonitorings, er-
ganzt durch ein bodengebundenes Monitoring bzw. Turmmonitoring, kann der Ab-
schaltalgorithmus an dieser Anlage Uberpruft werden. Das Monitoring ist nach den
jeweils aktuellen Voraussetzungen gemafy BMU-Forschungsprojekt (RENEBAT)
bzw. den jeweils aktuellen Vorgaben nach ProBat durchzufiihren. Die bodenge-
bundene Langzeiterfassung bzw. das Turmmonitoring ist mit Echtzeitsystemen
durchzufihren. Bislang gibt es fur die kombinierte Methode von Héhen- und Tur-
merfassung keine anerkannte wissenschaftliche Bewertungsmethode. Nach dem
Erlass des Ministeriums fur Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Di-
gitalisierung vom 8. Juli 2020 wird ein bodengebundenes Monitoring bzw. Turm-
monitoring und eine Bewertung der Ergebnisse fur den Betrieb von WKA mit ei-
nem unteren Rotordurchgang kleiner als 30 Meter und einem Rotordurchmesser
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groler als 100 Meter vorgeschrieben. Da derzeit im Rahmen eines Forschungs-
vorhabens die Ermittlung des Abschaltalgorithmus unter Berucksichtigung eines
Turmmonitorings erarbeitet wird, steht die vorgeschriebene Bewertung unter dem
Vorbehalt einer neuen anerkannten wissenschaftlichen Methode.

Nach Vorliegen der vollstandigen Daten aus zwei Erfassungsjahren ist eine Ge-
fahrdungseinschatzung maoglich, die eine Beurteilung der notwendigen Abschalt-
vorgaben zuldsst. Im Rahmen eines Anderungsverfahrens auf der Grundlage des
immissionsschutzrechtlichen Antrages kann unter Beteiligung der Oberen Natur-
schutzbehdrde (ONB) Uber einen spezifisch angepassten Abschaltalgorithmus
oder Uber die Aufhebung des bisherigen Algorithmus entschieden werden. Einzel-
heiten zur Durchfiuhrung des Monitorings sind rechtzeitig mit der Oberen Natur-
schutzbehorde abzustimmen.

Versorgungsanlagen (Deutsche Telekom)

Es besteht keine Verpflichtung seitens der Telekom Windenergieanlagen an das
offentliche Telekommunikationsnetz der Telekom anzuschlieen. Gegebenenfalls
ist dennoch die Anbindung an das Netz der Telekom auf freiwilliger Basis und un-
ter der Voraussetzung der Kostenerstattung durch den Vorhabentrager moglich.
Hierzu ist jedoch eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung des Vorha-
bentragers mit der der Deutschen Telekom Technik GmbH erforderlich.

Versorgungsanlagen (Schleswig-Holstein Netz)

Der Wegebau im Schutzbereich der Hochspannungsleitung der Schleswig-Hols-
tein Netz bedarf dessen Zustimmung, da Mindestabstande unterschritten werden
konnten. Fur den Fall, dass der Zufahrtsweg zum Standort der WKA die Hoch-
spannungsfreileitung unterkreuzt, gilt folgendes: Sollten beim Transport die gefor-
derten Mindestabstande zu den unter Spannung stehenden Leiterseilen unter-
schritten werden (z. B. bei einem Schwertransport mit Uberhéhen), ist der Trans-
port rechtzeitig (mindestens vier Wochen vorher) mit der Schleswig-Holstein Netz
abzustimmen.

Bei Nichteinhaltung der geforderten Schutzabstande gemaf beiliegendem Lage-
und Profilplan kann es zu einer elektrischen Gefahrdung des eingesetzten Perso-
nals kommen. Das Merkheft fir Baufachleute enthalt entsprechende Hinweise, die
dem bauausflihrenden Personal zur Kenntnis zu geben und auch bei spateren In-
standhaltungsarbeiten einzuhalten sind.

Diese Stellungnahme ist mit dem Ausstelldatum dieser Auskunft sechs Monate
gultig (9. Dezember 2025). Nach Ablauf dieses Zeitraums ist eine neue Stellung-
nahme fur die 110kV-Hochspannungsleitung einzuholen. Hierzu ist die Leitungs-
auskunftsnummer BH-22-052.2 zu nennen und die Anfrage an die E-Mail-Adresse
110kV-Fremdplanung@shnetz.com zu senden.

Das Merkblatt ,Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten® ist zu berutck-
sichtigen. Das Merkblatt ist nach einer Anfrage zu einer Leitungsauskunft oder
Uber die Website https://www.sh-netz.com/ erhaltlich.
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Auskunft Gber die von der Schleswig-Holstein Netz verlegten Leitungen sind online
im Planauskunftsportal Uber die Website https://www.sh-netz.com/ erhaltlich.

Denkmalschutz

Der Uberplante Bereich befindet sich einem archaologischen Interessengebiet.
Dieses archaologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem er-
héhten Aufkommen an archaologischer Substanz das heif3t mit archaologischen
Denkmalen zu rechnen ist.

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzuglich unmittelbar oder
Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen. Die Verpflich-
tung besteht ferner fiir die Eigentimerin oder den Eigentimer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstucks oder des Gewassers, auf oder in dem der
Fundort liegt, und fur die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung
oder zu dem Fund gefuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichte-
ten befreit die Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal
und die Fundstatte in unverandertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebli-
che Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflich-
tung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der nattrlichen Bodenbe-
schaffenheit.

StraBRenbau

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eventuell erforderlich werdende dauer-
hafte Verbreiterungen der Einmundungen von Gemeindestral3en in Bundes-, Lan-
des- oder KreisstraRen nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Strallenbau
und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen kénnen.

Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb tUber die Strallenmeisterei Suderbrarup
rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und in vorheriger Absprache mit dem zustandi-
gen Leiter der StralRenmeisterei Suderbrarup, durch die betroffene Gemeinde pruf-
fahige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung
vorzulegen.

Die Erlaubnis von temporaren Umbaumalinahmen an Bundes- Landes- und Kreis-
stralden zur Realisierung von GroRraum- und Schwertransporten (GST) wird Be-
standteil der stral3enverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Er-
laubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu
ubernehmen.

Zur Koordination der erforderlichen Malinahmen sind die Fahrtrouten (Strecken-
protokoll) und die geplanten Ma3nahmen mit dem Landesbetrieb Stralenbau und
Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn der Arbei-
ten und Transporte abzustimmen.
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Des Weiteren liegen bei dem Vorhaben keine Betroffenheiten von planverfestigten
Kompensationsflachen oder Querungshilfen sowie damit verbundener Korridore
des Landesbetriebes Straflenbau und Verkehr Schleswig-Holstein vor.

Arbeitsschutz

Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in
der Eigenverantwortung des Betreibers bzw. des Arbeitgebers. Die einschlagigen
staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhangig vom Genehmigungsbe-
scheid zu beachten und einzuhalten.

Die Betreiberin / Der Betreiber hat eine Gefahrdungsbeurteilung geman § 3 Be-
trSichV durchzufiihren und das Ergebnis zu dokumentieren.

Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon wahrend der Errichtung der WKA
von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.

Der Aufzug ist gemaf §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Fol-
ge wiederkehrend durch Sachverstandige einer zugelassenen Uberwachungsstel-
le (ZUS) fiir Uberwachungsbediirftige Anlagen zu priifen. Der Aufzug soll Gber eine
Hol- bzw. Notholfunktion im Turmful® verfugen.

Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen nach Anhang | der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung
entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesund-
heit von Personen auf Grundlage einer Gefahrdungsbeurteilung durch den Betrei-
ber zu treffen (§ 4 BetrSichV).

Der Betreiber hat sicherzustellen, dass er vom Hersteller Gber Sicherheitsmeldun-
gen (Saftey Alerts) fur seinen Anlagentyp und den darin verbauten Anlagenteilen
wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf Grundlage der Safety
Alerts mussen durch den Betreiber unverzuglich geeignete Mal3nahmen zur Ab-
wendung von Gefahren fur die Sicherheit und Gesundheit eigener oder Beschaf-
tigter anderer Unternehmen ergriffen werden.

Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Ar-
beitsablaufen, ergonomischen Grundsatzen und den Vorgaben aus dem Rettungs-
konzept fUr eine unverzigliche technische und medizinische Rettung entsprechen.
Hierbei ist zu beachten, dass die Beschaftigten und Einsatzkrafte zwischen den
Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurucklegen durfen/massen. An-
schlagpunkte sind gemaf DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prifbescheinigungen
sind auf der Anlage vorzuhalten.

Der Betreiber hat gemal § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschaftigte und
andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverziglich gerettet
und arztlich versorgt werden konnen.

Auf Basis der Gefahrdungsbeurteilung muss der Betreiber ein Rettungskonzept fur
das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der DGUV
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Regel 112-199, der DGUV Information 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS
61400-30 sind zu berucksichtigen.

Die vom Hersteller Ubersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des ge-
wahlten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, soll-
ten aber fUr die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.

Den Einsatzkraften der Feuerwehr, der nachstgelegenen Hohenrettungsgruppe
und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens fol-
gende Informationen zur Verfigung zu stellen:

» Lageplan der WKA mit Identifikationsnummer, Anfahrtsskizze; Koordinaten;

» technische Angaben zur Anlage wie Anlagentyp, Nabenhohe, Rotordurchmes-
ser, hochspannungsfuhrende Teile;

» gegebenenfalls Notfallkontakt mit Zugangsberechtigung zur WKA.

Die Einzelheiten sind mit den ortlich zustandigen Einsatzkraften rechtzeitig vor Er-
richtungsbeginn abzustimmen.

Fur die Errichtung und den Ruckbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung
zu bertcksichtigen. Auf die Vorankindigung gemalf § 2 Absatz 2 Baustellenver-
ordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemal § 2 Absatz 3 Bau-
stellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator gemaR § 3
Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage fur spatere Arbeiten gemaf}

§ 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zustandige
Behorde ist das Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.

Zivile Luftfahrt

Antrage zur Aufstellung von Kranen fur die Errichtung der Windkraftanlage, brau-
chen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach §14 LuftVG gilt hiermit
als erteilt. Auflage 2.11.2 qilt entsprechend.

Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der ge-
nannten Nachweisfuhrung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbe-
horde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbe-
triebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.

Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit
einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemaf Artikel 1 Teil 2 Nummer
3.6 der AVV zu kombinieren.

Bei Nichteinhaltung der Auflagen unter Punkt 2.11 behalt sich die Luftfahrtbehdrde
eine Prufung gemal § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefahrlichen Eingriff in den
Luftverkehr vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die Veranderung der Leucht-
starke und -richtung der Kennzeichnung einen gefahrlichen Eingriff in den Luftver-
kehr darstellt und gemaf § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren bestraft werden kann.
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\'} Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgefuhrte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des.

Ordner 1 und 2:

Nr. Benennung

1. |Antrag

1.1 | Antrag fur eine Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG)

1.2 |Kurzbeschreibung
1.3 |Standortkoordinaten
Erklarung zum § 6 WindBG

Vollmacht

Grundbuchauszug

2. |Lageplane

2.1 | Topographische Karte 1:25.000

2.2 |Grundkarte 1:10.000

2.3 | Ubersichtsplan (Auszug aus der Liegenschaftskarte) (§ 7 BauVorlVO)
2.4 |Lageplan (§ 7 BauVorlVO)

2.5 |Bauzeichnungen (§ 8 BauVorlVO)

Angaben zu vorhandenen bzw. geplanten Flachennutzungsplédnen und Bebauungs-
planen

Lageplan mit Abstanden

3. |Anlage und Betrieb

Technisches Datenblatt

Technische Beschreibung

Technisches Datenblatt Gewichte Gondel

Technisches Datenblatt General Design Conditions

Technische Beschreibung Turm und Fundament

Technische Beschreibung Anhalten der Windkraftanlage

Technische Beschreibung Eigenbedarf

Technische Beschreibung Aerodynamische Anbauteile

Technische Beschreibung Self Supply Mode

Technische Beschreibung Automatische Loschsysteme

Sicherheitsdatenblatter

4. |Emissionen und Immissionen im Einwirkbereich der Anlage

Technische Beschreibung Schallreduzierung
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Nr.

Benennung

Technische Beschreibung Sektormanagement

Technisches Datenblatt Ubersicht Betriebsmodi

Schalltechnisches Gutachten; Akustik Busch; Berichts-Nummer: 619823gkp01 vom
8. April 2025

Schattenwurfprognose; Akustik Busch; Berichts-Nummer: 619823gkp02 vom 8. April
2025

Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionsminderung

MaRnahmen zur Minderung von Schallemissionen

Technische Beschreibung Schattenabschaltung

Arbeitsschutz

Angaben Arbeits- und Rettungsschutz

Technische Beschreibung Einrichtungen zum Arbeits-, Personen- und Brandschutz

Technische Beschreibung Flucht- und Rettungswege

Technische Beschreibung Anlagensicherheit

Technische Beschreibung Aufstiegshilfe

Arbeitssicherheit in ENERCON Windparkprojekten

Flucht- und Rettungsplan

Betriebseinstellung

Mafinahmen zur Betriebseinstellung

Ruckbauverpflichtung

Lageplan Riuckbau

Kostenschatzung fir den Rickbau

Abfélle

Abfallentsorgung

Abfallmengen Anlagenaufbau

11.

Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

Technische Beschreibung wassergefahrdende Stoffe

12.

Bauvorlagen

Bauantrag

Bauvorlageberechtigung

Formular fiir das LfU zur Maschinenrichtlinie

EG/EU Konformitatserklarung

Technische Beschreibung Brandschutz

Allgemeines Brandschutzkonzept; Brandschutzbiro Monika Tegtmeier; vom 21. Au-
gust 2024
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Erganzung zu den anlagenspezifischen Brandschutzkonzepten; Monika Tegtmeier;
vom 13. Februar 2025

Baugrunduntersuchung; Neumann Baugrunduntersuchung vom 4. August 2025

Einverstandniserklarung der Eigentimer

Auszug aus dem Liegenschaftskataster
Abstandsberechnung nach § 6 LBO

Lageplan Baulast

Grenzabstandsberechnung

13. |Natur, Landschaft, Bodenschutz

Verzichtserklarung zum Ausgleich fir den Bau einer WKA in Sérup
Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP); Biro O L A F; vom 24. Januar 2025

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag; BioConsult SH vom 21. November 2024

Ornithologisches Fachgutachten; BioConsult SH vom 21. November 2024

14. | Umweltvertraglichkeitsprifung

Screening-Papier fur die allgemeine Vorprifung des Einzelfalls ; Bliro O LA F; vom
15. Juli 2025

16. | Anlagenspezifische Antragsunterlagen

Antrag auf bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung (BNK)

Datenblatt zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen

Abwagungsbereich fir die Windenergienutzung an Land

Technische Beschreibung Blitzschutz
Eiswurfgutachten; TUV Nord vom 16. Juli 2025

Technische Beschreibung Eisansatzerkennung

Technische Beschreibung Woélfel-Eisansatzerkennung

Gutachten Eisansatzerkennung; TUV Nord:; Endfassung vom 28. Februar 2022

Gutachten zur Bewertung der Funktionalistat von Eisansatzerkennungssystemen

Technische Beschreibung Eiswarnleuchte

Wartungsplan

Lageplan ErschlieRung

Technische Spezifikation Zuwegung und Baustellenflachen

Technische Beschreibung Befeuerung und farbliche Kennzeichnung

Technische Beschreibung Farbgebung

Technische Beschreibung Regulierung der Befeuerung durch Sichtweitenmessgera-
te

Technische Beschreibung Bedarfsgerechte Nachtkennzeichnung
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Nr. Benennung

Technisches Datenblatt Notstromversorgung der Befeuerung

17. | Angaben zum Wasser- und Bodenverband

Formular Funkbetreiberauskunft und Antwort der Bundesnetzagentur

Begriindung
Sachverhalt / Verfahren

Antrag nach § 4 BImSchG

Die Firma BANS Energiekonzepte GmbH & Co. KG, Norderdorf 7, 25850 Behren-
dorf hat mit Datum vom 19. August 2025 beim Landesamt fur Umwelt den Antrag
auf eine Neugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windkraftanlage
gestellt.

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 24966 Sorup,
Gemarkung Soérup, Flur 56, Flurstlick 7.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende MalRnahmen realisiert werden:
» Herstellung der Zufahrtswege und Stellflachen auf dem Betriebsgrundstick

* Herstellung des Flachfundaments

* Errichtung der Windkraftanlage

» Integration der Nachtkennzeichnung der WKA in ein System der bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK-System).

Genehmigungsverfahren

Die beantragte Errichtung und der Betrieb der Windkraftanlage am oben angege-
benen Standort bedirfen/bedarf einer Genehmigung nach § 4 BImSchG, da das
Vorhaben in besonderem Male geeignet ist, schadliche Umwelteinwirkungen her-
vorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu ge-
fahrden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belastigen.

Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage zur Nutzung von
Windenergie mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern und weniger als 20
Windkraftanlagen.

Sie fallt daher unter die Nummer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, so dass
gemald § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Genehmigungs-
verfahren (ohne Offentlichkeitsbeteiligung) geméaR § 19 BImSchG durchgefihrt
wurde.

Gemal § 2 Nummer 3 der Landesverordnung Uber die zustandigen Behorden
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und medientber-
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greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
standige Behorde fur die Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens.

UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um ein Vorhaben nach Nummer
1.6.2 der Anlage 1 zum UVP-Gesetz (UVPG). Anlasslich des immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens wurde gemal} §§ 5, 7 UVPG in Verbindung
mit Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG in einer allgemeinen Vorpri-
fung des Einzelfalles festgestellt, ob fur das Vorhaben eine Umweltvertraglichkeits-
prufung durchzufihren ist.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten wegen
folgender Merkmale des Vorhabens und des Standortes:

Zur Meidung von erheblich nachteiligen Einwirkungen durch Schall- und Schatten-
immissionen sind schallreduzierte Betriebsweisen und ein Schattenabschaltmodul
geplant.

Um visuelle Beeintrachtigungen zu reduzieren, ist die Installation einer bedarfsge-
steuerten Nachtkennzeichnung (BNK) vorgesehen.

Aufgrund der Entfernung zu den nachstgelegenen Wohnhausern (mindestens
zweifache Gesamthdhe) ergibt sich durch die geplante WKA flir die Anwohner kei-
ne bedrangende Wirkung, die als erheblich einzustufen ware. Eine zusatzliche er-
hebliche landschaftliche Beeintrachtigung ist aufgrund der bestehenden Vorbelas-
tung nicht zu erwarten.

Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande sind
Malnahmen vom Antragsteller vorgesehen (siehe Antragsunterlagen, insbesonde-
re den LBP). Dabei handelt es sich um Untersuchungen im Rahmen der arten-
schutzrechtlichen Prufung, Regelungen in Bezug auf Bauzeiten, Vergramungs-
maflnahmen im LBP und ein nachgeschaltetes Hohenmonitoring fur Fledermause.
Diese MalRnahmen sind nach Erteilung der Genehmigung bei der Errichtung und
dem Betrieb der WKA verpflichtend durchzufthren.

Eine direkte Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten ist aufgrund der Entfernun-
gen nicht zu erwarten. Erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutzziele, Le-
bensraumtypen und geschutzte Arten sind nicht zu besorgen.

In den Antragsunterlagen wurde anhand der vorgelegten Gutachten nachgewie-
sen, dass durch die Errichtung und den Betrieb keine erheblichen Beeintrachtigun-
gen hervorgerufen werden. Auch die beteiligten Behdrden haben diesbeztiglich
keine Bedenken erhoben.

Im Rahmen der Uberschlagigen Prufung der nach Anlage 2 des UVPG eingereich-
ten Unterlagen des Vorhabentragers unter Bertcksichtigung der in Anlage 3 zum
UVPG aufgefuhrten Kriterien wurde somit festgestellt, dass eine Umweltvertrag-
lichkeitsprifung nach Einschatzung des Landesamtes fur Umwelt nicht erforderlich
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ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen erwar-
ten lasst, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Genehmigungsentscheidung zu
berlucksichtigen waren.

Das Ergebnis der Vorprifung ist im zentralen Informationsportal der Lander tber
Umweltvertraglichkeitsprifungen http://www.uvp-verbund.de/ unter dem Verfah-
renstyp ,negative Vorprifungen® bekannt gemacht worden.

Im Rahmen der Prufung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch
durch die Behordenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prifung begrindet hatten.

Erfordernis einer Vertraglichkeitsprifung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Vertrag-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu Uberprifen, wenn
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeintrachtigen.

Fir die FFH-Vertraglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeutung, die
sich auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets und die fur sie mafigeblichen Be-
standteile auswirken kénnen.

Im Einwirkbereich des beantragten Vorhabens befinden sich keine Natura-2000-
Gebiete. Das nachste FFH-Gebiet befindet sich in 5 Kilometer Entfernung. Eine
Vertraglichkeitsprufung ist nicht erforderlich.

Behordenbeteiligung

Nach Prufung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollstandigkeit wurden ge-
maf § 10 Absatz 5 BImSchG und § 11 der Verordnung Uber das Genehmigungs-

verfahren (9. BImSchV) von folgenden Behorden, deren Aufgabenbereiche durch

das Vorhaben beruhrt werden, Stellungnahmen zum Genehmigungsantrag einge-
holt:

» Kreis Schleswig-Flensburg mit den Fachbereichen:
— Bauaufsicht
— Brandschutz
— Wasser
— Naturschutz
— Abfall

* Gemeinde Sorup uber das Amt Mittelangeln
 Landesamt fur Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit

* Archaologisches Landesamt, Schleswig, als Obere Denkmalschutzbehdrde
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» Landesbetrieb fir Strallenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein,
Abteilung Stralkenbau

» Landesbetrieb flr Strallenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein,
Luftfahrtbehorde

* Bundesamt flr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr

* Bundesnetzagentur
« Dataport Digitalfunknetz BOS Niederlassung Hamburg

» Deutsche Telekom Technik GmbH Richtfunk-Trassenauskunft GUber Ericsson
Services GmbH

» Deutsche Telekom Technik GmbH PTI 11 — Planungsanzeigen
« Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie

* Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung — Untere
Forstbehorde

* Landesamt fur Umwelt des Landes Schleswig-Holstein — Obere Naturschutz-
behorde

*  Ministerium fur Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport — Landesplanung
» Schleswig-Holstein Netz — Netzcenter Stiderbrarup
« TenneT, Lehrte

» Wasser- und Bodenverband Obere Treene.

Die von diesen Behdrden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen
berucksichtigt.

Sachprufung

Die Voraussetzungen fir die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in

§ 6 BImSchG aufgeflihrt. Danach muss die Erfillung der sich aus § 5 BImSchG
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden
Pflichten sichergestellt sein und es durfen keine anderen o6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der An-
lage entgegenstehen.

Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewahrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt ist im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens gepruft worden, ob die sich aus § 5
BImSchG ergebenden Grundpflichten fur Betreiber genehmigungsbedurftiger An-
lagen erflllt werden.
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Schutz- und Abwehrpflicht vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen fur die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heil3t, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)

Nach § 3 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen ,Immissionen, die nach
Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufih-

ren.

Bei dem beantragten Vorhaben sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die
durch Schallemissionen, Schattenwurf, Turbulenzen im Nachlauf der Anlagen und
Eiswurf hervorgerufen werden kénnen.

Die Anforderungen gemal} § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG sind erfullt, wenn
durch die eingereichten Unterlagen dargelegt oder durch Nebenbestimmungen si-
chergestellt ist, dass von der Anlage keine schadlichen Umwelteinwirkungen und
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheblichen Belastigungen fur die
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden kénnen.

Schall

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schadliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Gerausche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) maf3geblich.
AuRerdem ist der Erlass des MEKUN vom 19. Mai 2025 zur Einfihrung der aktuel-
len LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-
Holstein zu berucksichtigen.

Die der Windkraftanlage am nachsten gelegenen Gebaude mit schutzbedurftigen
Raumen liegen im AulRenbereich und im Allgemeinen Wohngebiet. Die TA Larm
nennt fir solche Wohnraume die im Hinweis 2.1 aufgeflhrten Immissionsrichtwer-
te, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berucksichtigt wurden.

Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Larm re-
levant ein, wenn der Schallimmissionspegel groRer ist als der Immissionsrichtwert
(IRW) minus 10 dB(A).

Grundlage fur die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier
genehmigten Windkraftanlage ist die Schallimmissionsprognose des Ingenieurbu-
ro fur Akustik Busch, Berichtsnummer: 619823gkp01 vom 8. April 2025. Hinsicht-
lich der Gebietseinstufung und das damit verbundene Schutzniveau der mal3gebli-
chen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der Windkraftanlage an den
Immissionsorten wird auf die oben genannte Schallimmissionsprognose verwie-
sen.

Danach sind tagsuber die Teilbeurteilungspegel beim Betrieb der genehmigten
Enercon E-175 EP5 E2 /7000 kW mit dem von der ENERCON Global GmbH flr
den leistungsoptimierten Betrieb (Mode OM-0-0) mit Nennleistung von 7.000 kW
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angegebenen Schallleistungspegel von 108,6 dB(A) einschliel3lich einer Emissi-
onsunsicherheit von 1,7 dB an den Immissionsorten um mindestens 10 dB(A) un-
ter dem Immissionsrichtwert und somit irrelevant. Fur die Tageszeit war daher kei-
ne Betriebsbeschrankung festzusetzen.

Ausweislich der Schallimmissionsprognose wird der IRW von 40 dB(A) bzw.

45 dB(A) zur Nachtzeit an einigen mal3geblichen Immissionsorten bereits durch
die Vorbelastung Uberschritten. An diesen mal3geblichen Immissionsorten lag der
Teilbeurteilungspegel der hier geplanten Anlage um mindestens 10 dB (A) unter
dem IRW und war somit gemaf Ziffer 3 des Erlasses zur EinfuUhrung der aktuellen
LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen vom 19. Mai
2025 irrelevant. An keinem der betrachteten Immissionsorte liegt die Uberschrei-
tung Uber 1 dB(A). Auch fir diese Falle darf die Genehmigung nach Absatz 3 Ziffer
3.2.1 der TA Larm nicht versagt werden.

Daher wurde der Betrieb der Windkraftanlage fur die Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr
auf die unter der Inhaltsbestimmung A | 2.1 genannte Drehzahl und Leistung sowie
den Betriebsmodus und der dort aufgefuhrten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt
begrenzt. Die Festsetzung der Oktavschallleistungspegel Lwa, okt erfolgte auf
Grundlage der in der Schallimmissionsprognose verwendeten Lwa, okt.

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer Mess-
unsicherheit von or = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells von

2 2
Oprog = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt 1,28, %brog*OR _ 1,43 dB zu be-
rucksichtigen. Die Unsicherheit der Serienstreuung ist vorliegend mit einem Betrag
von 1,2 dB ebenfalls berticksichtigt worden.

Unter Al 2.1 wird auRerdem festgelegt, dass es sich weiterhin um einen genehmi-
gungskonformen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen wird, dass
trotz Uberschreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktavschallleistungs-
pegel Lwa, okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht Uberschrit-
ten werden.

Da fur den beantragten WKA-Typ keine Schallvermessung vorliegt, wurden fur die
Schallimmissionsprognose als Eingangskenngréf3en die Angaben des Herstellers
zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftanlage verwendet. Gemal} den
LAlI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen (WKA) vom

30. Juni 2016 soll in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis zur Abnah-
memessung zur Nachtzeit abgeschaltet werden. Abweichend davon soll geman
dem oben genannten Erlass vom 19. Mai 2025 zur Einfihrung der aktuellen LAI-
Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in Schleswig-Holstein
in diesen Fallen die betreffende Windkraftanlage bis zur Abnahmemessung zur
Nachtzeit in einem um 3 dB(A) schallreduzierten Modus betrieben werden. Daher
darf die Windkraftanlage unter Berlcksichtigung des oben genannten Sicherheits-
zuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis der Inhaltsbestimmung Al 2.2
nur mit der geringeren Leistung und Drehzahl betrieben werden.
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Zur Uberpriifung, ob die in der Genehmigung auf Grundlage der Schallimmissions-
prognose festgesetzten Oktavschallleistungspegel fur die hier genehmigte Wind-
kraftanlage tatsachlich nicht Uberschritten werden, bedarf es der Abnahmemes-
sung als Schallleistungsmessung. Die Auflage 2.2.2 legt die konkretisierenden An-
forderungen an die Abnahmemessung gemal den LAI-Hinweisen zum Schallim-
missionsschutz bei WKA in Verbindung mit der Technischen Richtlinie flir Wind-
energieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie
TR1, Revision 19, Stand 1. Marz 2021) fest.

Gemal den LAI-Hinweisen ist der Betriebsbereich so zu wahlen, dass die Wind-
geschwindigkeit erfasst wird, in der der maximale Schallleistungspegel erwartet
wird. Die emissionsseitige Abnahmemessung soll nach den Mess- und Auswerte-
vorschriften der jeweils aktuellen Fassung der FGW-Richtlinie TR 1 durchgefluhrt
werden.

Die Begrenzung der Messunsicherheit soll Messungen unter stérenden Bedingun-
gen, welche das Ergebnis einer Messung verfalschen, von vornherein verhindern.
Nach dem Stand der Technik betragt die Messunsicherheit bei einer Nachweis-
messung durchschnittlich 0,7 dB. Die Messunsicherheit wurde auf 1,0 dB be-
grenzt, da Messungen mit einer Unsicherheit oberhalb dieses Wertes nicht mehr
geeignet sind, eine verlassliche Aussage Uber die festgelegten Oktavschallleis-
tungspegel zu treffen.

Die Prufung auffalliger WKA-Gerausche ist auf den gesamten Windgeschwindig-
keitsbereich auszudehnen, um deren Immissionsrelevanz beurteilen zu kdnnen.

Der Betrieb der Windkraftanlage wahrend der Herunterregelung durch den Netz-
betreiber im Rahmen des Einspeisemanagements (EisMan-Schaltung) wurde
nicht in der zum Antrag gehorenden Schallimmissionsprognose betrachtet. Den-
noch bedarf es auch fur diese Betriebsweise der Emissionsbegrenzung durch
Schall. Die im Genehmigungsantrag vorgelegte Herstellererklarung zur EisMan-
Schaltung vom 5. Januar 2021 wurde gepruft und der Betriebszustand als zulassig
angesehen.

Die Auflage 2.2.4 ist zur Regelung des Nachweises eines genehmigungskonfor-
men Betriebs trotz Uberschreitung der gemessenen Oktavschallleistungspegel er-
forderlich. Hierfur stellt die Nichtiberschreitung der Immissionspegel des Progno-
segutachtens das hdherwertigere Kriterium dar. Die Teilbeurteilungspegel an den
Immissionsorten, die durch die Neuberechnung mit den Ergebnissen der Abnah-
memessung ermittelt werden, durfen die Teilbeurteilungspegel des Prognosegut-
achtens der Antragsunterlagen nicht Uberschreiten.

In den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei WKA wurden Regelungen
zur Tonhaltigkeit getroffen, die in die Auflage 2.2.5 ibernommen wurden. Dadurch
wird sichergestellt, dass es nicht zu erheblichen Belastigungen durch tonhaltige
Gerausche kommt.

Der nachtliche Immissionsrichtwert wird bereits durch den bestimmungsgemalen
Betrieb der Windkraftanlage und unter Berucksichtigung anderer relevanter Quel-
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len (z. B. weitere Anlagen) an mehreren Immissionsorten ausgeschopft. Dies be-
deutet, dass eine Zunahme der Emissionen zu einer immissionsrelevanten Uber-
schreitung beitragen wurde. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn durch Ab-
weichungen vom Regelbetrieb ton- oder impulshaltige Gerausche entstehen. Nach
A.3.3.5 und A. 3.3.6 TA Larm sind fur ton- oder impulshaltige Gerausche Zuschla-
ge zur Bestimmung des Beurteilungspegels erforderlich (z. B. mindestens 3 dB bei
Tonhaltigkeit). Zudem entspricht dieses Betriebsgerausch nicht dem Stand der
Technik, weshalb auch unter Berticksichtigung des Vorsorgegrundsatzes gemaf

§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG die Windkraftanlage bei Auftreten ton- oder im-
pulshaltiger Gerausche nachts abzuschalten ist (Auflage 2.2.6).

Der Betrieb von Windkraftanlagen tragt nach derzeitigen Erkenntnissen aufgrund
der Abstande zu Wohnrdumen nicht zu einer Uberschreitung von Anhaltswerten
fur tieffrequente Gerausche bei. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die gegen-
wartig beantragten Windkraftanlagentypen immer héher werden und die Rotoren
einen immer grof3eren Durchmesser haben. Es hat sich durch Messungen gezeigt,
dass sich dadurch das Frequenzspektrum der WKA verschiebt. Tieffrequente
Schallimmissionen werden mit steigender Leistung und grof3er werdenden Roto-
ren immer hoher. Daruber hinaus ist auch festzuhalten, dass sich Bewohner von
Hausern im Umfeld von Windkraftanlagen nicht durch eigene MalRnahmen gegen
tieffrequenten Schall schitzen kénnen. Derzeit gibt es kein genormtes Prognose-
verfahren zur Bewertung von tieffrequenten Gerauscheinwirkungen in benachbar-
ten Innenrdumen. Des Weiteren liegen haufig noch keine Emissionsdaten flr den
tieffrequenten Bereich des beantragten Anlagentyps vor. Somit werden tieffrequen-
te Gerausche im Genehmigungsverfahren nicht gepruft. Tieffrequente Gerausche
konnen gemaf TA Larm nur durch Messungen nach der DIN 45680 bei bestehen-
den Anlagen ermittelt werden. Daher ist aus Grinden der Vorsorge eine Auflage
zur Begrenzung der tieffrequenten Gerausche festzusetzen.

Sollte es zu Beschwerden Uber tieffrequente Gerausche von der Windkraftanlage
kommen, stellt die Auflage 2.2.7 sicher, dass bei einer eventuell erforderlichen
Messung und Bewertung der tieffrequenten Gerausche nach der DIN 45680,
Stand Marz 1997, die Nichtliberschreitung der Anhaltswerte durchgesetzt werden
kann.

Die mit den Auflagen und 2.2.8 vorgegebenen Pflichten zur Aufzeichnung der Be-
triebszustande sind zur Sicherstellung der Nichtliberschreitung der IRW an den
Immissionsorten erforderlich, da nur diese eine regelmaRige Uberpriifbarkeit der
genehmigten Betriebszustande ermdglichen. So korreliert das Schallemissionsver-
halten einer Windkraftanlage mit der Leistung, der Rotordrehzahl und der Windge-
schwindigkeit. Diese werden beim Betrieb der Windkraftanlage messtechnisch er-
fasst. Die Schallemissionen hingegen werden nicht permanent gemessen und auf-
gezeichnet.

Die Begrenzung der Leistung und Drehzahl der Windkraftanlage, um die Nicht-
Uberschreitung der festgesetzten Oktavschallleistungspegel sicherzustellen, be-
darf zur Gewahrleistung der Genehmigungsvoraussetzungen auch deren Uber-
prifbarkeit. Dieses wird (iber eine Aufzeichnungs- und Ubermittlungspflicht an die
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zustandige Uberwachungsbehdrde erreicht und stellt hier den geringstmaglichen
Aufwand dar.

Die Vorgabe, einheitliche Mittelungszeitraume zu verwenden, bedeutet, dass bei-
spielsweise der Leistungsertrag, der mit 10-Minuten-Mittelwerten in die Leistungs-
kurve eingeht, auch im Protokoll mit 10-Minuten-Mittelwerte angeben wird.

Optische Immissionen

Die maximale Reichweite des Schattenwurfs der Enercon E-175 EP5 E2 /7000 kW
betragt circa 1.750 Meter. Die Schattenwurfprognose (siehe Kapitel 4.10b der An-
tragsunterlagen) zeigt an sehr vielen untersuchten Immissionsorten eine Uber-
schreitung der LAI-Richtwerte von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro 12 Mo-
nate (Worst Case).

Da das Prognosegutachten kein Abschaltkonzept enthalt, wird durch eine Auflage
sichergestellt, dass die genehmigte WKA keinen zusatzlichen Beitrag oberhalb der
Richtwerte zum periodischen Schattenwurf leisten wird.

Die Richtwerte sind von der LAl empfohlen. Der Einwirkbereich ist durch den Gut-
achter der Schattenwurfprognose ermittelt worden. Die Protokolle sind Gber den
Zeitraum eines Jahres aufzubewahren, da der Richtwert von acht Stunden einen
Beurteilungszeitraum von zwolf Monaten aufweist. Die Protokollierung ist notwen-
dig fur die Beweissicherung. Ohne Protokollierungspflicht ware die Auflage nicht
uberwachbar.

Die Erfahrung hat gezeigt, dass Verschmutzungen an den Sensoren ein wirksa-
mes Feststellen von Sonnenschein verhindern kdnnen. Dies soll durch die Auflage
minimiert werden. Der mogliche zusatzliche Aufwand im Rahmen von Servicear-
beiten ist relativ gering (Auflage 2.2.10).

Der Betrieb der WKA muss so erfolgen, dass schadliche Umwelteinwirkungen be-
reits ab Inbetriebnahme nicht entstehen konnen. Haufig wird ein Schattenabschalt-
modul nicht vom Hersteller, sondern von einem anderen Anbieter gewahlt. Dies ist
grundsatzlich zulassig, muss jedoch umgehend nach Errichtung der WKA ange-
baut werden. Verantwortlich dafur ist nicht der Hersteller, sondern der Betreiber
der WKA, an den sich die Auflage auch richtet (Auflage 2.2.11).

Meistens zeigen sich Fehlfunktionen der Schattenabschaltautomatik erst beim Be-
trieb der Anlage. Die Ursachen konnen vielfaltig sein. Haufig bekommt dies der
Betreiber der WKA gar nicht mit, sondern nur der Nachbar. Die Fehlerquellen kdn-
nen sehr komplex sein. Dabei kann es nicht Aufgabe der Behdrde sein, die Ursa-
chen der Fehlfunktion zu ermitteln. Die Auflage 2.2.12 soll sicherstellen, dass
Fehlfunktionen und Ursachen schnell und wirksam erkannt und weitere Uber-
schreitungen durch Schattenwurf verhindert werden.

Lichtblitzen/Discoeffekten wird durch mittelreflektierende Farben mit matten Glanz-
graden vorgebeugt. Da die vorgelegten Unterlagen diesbezlglich keine abschlie-
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1.2

1.2.1

Rende Bewertung zulassen, wird durch eine Auflage sichergestellt, dass die WKA
diese Anforderung erfullt (Auflage 2.2.13).

Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in dem Turbulenzgutachten vom 17.Januar 2025, TUV
Nord, Bericht-Nummer 2024-WND-SE-174-R1 untersucht und bestatigt.

Eine schadliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belastigung oder
eines erheblichen Nachteils ist nicht zu erwarten. Die Anforderungen der DIBt-
Richtlinie (Deutsches Institut flir Bautechnik) bezlglich Turbulenzen werden unter
Beachtung von Betriebsvorgaben (siehe Auflage 2.2.14) eingehalten, so dass
diesbezulglich die Standsicherheit gewahrleistet ist.

Wertminderungen

Ein erheblicher Nachteil ist dann nicht gegeben, wenn die Einhaltung der Grund-
pflichten nach § 5 BImSchG sichergestellt ist. Entstehen objektiv keine Nachteile
durch das Vorhaben, kdnnen auch keine Wertminderungen entstehen. Objektive
Nachteile entstehen nicht, da das Vorhaben allen erkennbaren &ffentlich-rechtli-
chen Belangen entspricht.

Mitteilungspflichten

Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zustandigen Behorde, da-
mit im Falle einer Stérung des Betriebes frihzeitig geeignete Mallnahmen ergriffen
werden kdnnen und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schadli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schutzt werden.

Als bedeutsame Storung im Sinne der Auflage 2.2.1 wird ein Ereignis wie ein
schwerer Unfall oder ein Schadensfall oder sonstige Stérung des bestimmungsge-
mafen Betriebs mit nicht unerheblichen Auswirkungen definiert (z. B. Austritt nicht
unbedeutsamer Mengen an gefahrlichen Stoffen). Das alleinige Ansprechen von
Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne einen Stoffaustritt, Schadens-
fall oder ahnlichem I6st in der Regel noch keine Meldepflicht aus.

Vorsorgepflicht gegen schadliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belastigungen, insbesondere durch die dem Stand der
Technik und der Besten verfugbaren Technik entsprechenden MalRnahmen, das
heillt vorbeugende Mallnahmen gegen die Entstehung potentiell schadlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

Eiswurf

Das Risiko von Eiswurf wurde durch das Gutachten TUV Nord, Berichtsnummer
2024-WND-RB-770-R0 vom 16. Juli 2025 untersucht und bewertet. Das Gutach-
ten schlagt Mallnahmen, wie die Installation einer Eiserkennung, vor, um das Risi-
ko fur die Nutzer der nahegelegenen Stral3e auf ein akzeptables Mal} zu reduzie-
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ren (Auflage 2.2.15). Diese wurden Gbernommen und sind somit zu beachten. Mit
der weiteren Auflage 2.2.16 wird die Aufstellung von Hinweisschilder verlangt, da
Benutzer der Wirtschaftswege durch Eisabfall einem hoherem Restrisiko ausge-
setzt sein werden.

Larm

Durch die in der Auflage 2.2.2 geforderte Nachmessung wird sichergestellt, dass
keine erheblichen Nachteile und Belastigungen entstehen kdnnen. Ebenso wird

durch die Auflage 2.2.7 sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Gerausche

eine schadliche Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

Abfallvermeidung, Abfallverwertungs- und Abfallbeseitigungspflichten
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind gemal} § 5 Absatz 1 Nummer 3 BImSchG
so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewahrleistung eines hohen Schutzni-
veaus fur die Umwelt insgesamt Abfalle vermieden, nicht zu vermeidende Abfalle
verwertet und nicht zu verwertenden Abfalle ohne Beeintrachtigung des Wohls der
Allgemeinheit beseitigt werden.

Abfalle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht mdglich
oder nicht zumutbar ist. Die Vermeidung ist unzulassig, soweit sie zu nachteilige-
ren Umweltauswirkungen fihrt als die Verwertung. Die Verwertung und Beseiti-
gung von Abfallen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Der Antragsteller hat im Antrag dargestellt, dass die beim Aufbau und bei den Ser-
vice-Arbeiten anfallenden Abfalle ordnungsgemaf entsorgt werden. Daruber hin-
aus wird durch eine Auflage sichergestellt, dass eine Uberpriifung der Entsorgung
anhand der Entsorgungsbelege durchgeflhrt werden kann. Die Verwertung und
Beseitigung von Abfallen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes und den sonstigen fur die Abfalle geltenden Vorschriften.

Pflicht zur sparsamen und effizienten Energienutzung (§ 5 Absatz 1 Nummer 4
BImSchG)

Genehmigungsbedurftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur
Gewabhrleistung eines hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt Energie
sparsam und effizient verwendet wird.

Durch die WKA wird elektrische Energie erzeugt. Anfallende prozessbedingte Ab-
warme kann nicht weiter genutzt werden.

Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der Anla-
ge oder dem Anlagengrundstlck keine schadlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden kdénnen (§ 5 Absatz 3 BImSchG)

Betriebseinstellung und Ruckbau
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Im Falle der Betriebseinstellung ist die Windkraftanlage (WKA) zeitnah zu demon-
tieren, das Fundament zurtickzubauen und der urspringliche Zustand wiederher-
zustellen. Dies wird durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber/die Betreibe-
rin richtet, sichergestellt. Die Hohe der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 %
der Gesamtinvestitionskosten (einschlie3lich Mehrwertsteuer) zuzuglich 40 %
Kostensteigerung fur einen Betriebszeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung
noch zu verwertender Reststoffe erfolgt nicht. In diesem Fall wurden die Gesamt-
investitionskosten durch das Landesamt fur Umwelt korrigiert. Die Festlegung er-
folgte aufgrund einer landesweiten Erhebung der Gesamtinvestitionskosten.

Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemal § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prufen, ob sichergestellt
ist, dass die Erfullung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fallt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen
Rechtsverordnung.

Andere offentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere o6ffentlich-rechtliche Vorschriften
und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht
entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behorden, deren Belange durch das Vorhaben berlthrt wer-
den, hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen stehen andere 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

Bauplanungsrechtliche Zulassigkeit

Das beantragte Vorhaben ist gemal § 35 Absatz 1 Nummer 5 Baugesetzbuch
(BauGB) als privilegiertes Vorhaben im AuRenbereich einzustufen.

Das Vorhaben ist mit den den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung und der
Landesplanung vereinbar. Das raumordnerische Ziel der Teilfortschreibung zum
Thema ,Windenergie an Land” des am 13. Mai 2026 in Kraft getretenen Landes-
entwicklungsplans Schleswig-Holstein — Fortschreibung 2021, Kapitel 4.5.1 (Wind-
energie an Land), wonach WKA mindestens einen Abstand von 800 bis 1.000 Me-
ter um Bereiche mit mit Wohn-, Erholungs-, Tourismus- oder Gesundheitsfunktion
und 400 Meter um Einzelhduser und bebaute Bereiche im Auldenbereich mit
Wohnnutzung einhalten mussen, wird mit der vorliegenden Planung erreicht. Ge-
mal § 249 BauGB steht der Belang einer optisch bedrangenden Wirkung der Er-
richtung einer WKA nicht entgegen, wenn mindestens die zweifache Anlagenhdhe
als Abstand zur Wohnbebauung eingehalten wird. Dieser Abstand wird durch das
Vorhaben eingehalten.
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Die Gemeinde Soérup verfugt Gber einen Flachennutzungsplan. Dieser enthalt je-
doch keine Flachenausweisung fur WKA. Die Flache, auf der sich der Standort der
WKA befindet, wird als landwirtschaftliche Flache genutzt. Der Standort der WKA
befindet sich im unbeplanten Aulenbereich. Das Vorhaben widerspricht daher
nicht den Darstellungen des Flachennutzungsplanes oder eines anderen Planes
(§ 35 Absatz 3 Nummer 1 und 2 BauGB).

Aus den Antragsunterlagen geht hervor und aufgrund von Nebenbestimmungen ist
sichergestellt, dass durch die genehmigte WKA keine schadlichen Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden. Es bestehen keine Hinweise, dass die WKA schad-
lichen Umwelteinwirkungen ausgesetzt sein wird (§ 35 Absatz 3 Nummer 3
BauGB).

Auch dass das Vorhaben unwirtschaftliche Aufwendungen fir Strallen oder ande-
re Versorgungseinrichtungen verursachen konnte, ist nicht ersichtlich und entspra-
che auch nicht den bisherigen Erfahrungen mit vergleichbaren Anlagen (§ 35 Ab-
satz 3 Nummer 4 BauGB).

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden durch Neben-
bestimmungen der Oberen und Unteren Naturschutzbehdérde sichergestellt. In Be-
zug auf die gemal § 35 Absatz 3 Nummer 6 und 7 BauGB aufgeflihrten Belange
stehen offensichtlich keine Bedenken entgegen.

Die Belange des § 35 Absatz 3 Nummer 8 BauGB wurden durch die Beteiligung
des Bundesamtes flr Infrastruktur, Umwelt und Dienstleistungen der Bundeswehr
(BAIUDBw) und der Bundesnetzagentur bericksichtigt. Unter Beachtung der Ne-
benbestimmungen ist gewahrleistet, dass eine Stérung der Flugsicherheit nach

§ 18a sicher ausgeschlossen werden kann.

Dass sonstige offentliche Belange entgegenstehen konnten, ist nicht erkennbar.
Eine Beteiligung der fir diese Belange zustandigen Behdrden hat keine Hinweise
gegen das Vorhaben ergeben. Die mitgeteilten Nebenbestimmungen sind, soweit
daflr eine Rechtsgrundlage aus dem Fachrecht gegeben war, berticksichtigt wor-
den.

Dass die Erschlie3ung gesichert ist, ergibt sich aus den vorgelegten Unterlagen.

Der Antragsteller hat gemafR} § 35 Absatz 5 BauGB eine Verpflichtungserklarung
abgegeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulassigen Nutzung zu-
rickzubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen (Ruckbauverpflichtung). Der
Ruckbau wird durch die Bedingung 1.2 gesichert. Um einen finanziellen Ausfall
des Anlagenbetreibers abzusichern, wird neben der Ruckbauverpflichtungserkla-
rung eine finanzielle Sicherheit zur Absicherung der Ruckbaukosten seitens des
Anlagenbetreibers verlangt (Sicherheitsleistung). Fir die Sicherung der Abbruch-
kosten wurde eine entsprechende Sicherheitsleistung festgesetzt.

Fir das geplante Vorhaben hat die Gemeinde Sorup am 23. Januar 2026 das ge-
meindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB erteilt.

Bescheid Az. G40/2025/189
Seite 48 von 57



3.2

digitale Ausfertigung / Kopie

Somit ist das beantragte Vorhaben bauplanungsrechtlich zulassig.
Artenschutz

Durch Einhaltung der Bauausschlusszeit wird gewahrleistet, dass die Zugriffsver-
bote des § 44 Absatz 1i. V. m. Absatz 5 Nummern 1 bis 3 BNatSchG im Hinblick
auf Offenlandbrater nicht verwirklicht werden.

Das Verbot jeglicher Bautatigkeiten in der Zeit vom 1. Marz bis zum 15. August
dient dem Schutz der Offenlandbriter wahrend ihrer Brutzeit. Durch Bautatigkeiten
(Baufeldfreimachung/bauvorbereitende MaRnahmen, Wegebau, Fundamentbau,
Errichtung) besteht die Gefahr, dass Gelege zerstort oder Bruten aufgegeben wer-
den und somit das Tétungsverbot erflllt wird. Durch die Einhaltung von in der Bau-
zeitenregelung festgelegten Bauausschlusszeiten ist eine vollstandige Vermeidung
einer Verwirklichung des Totungsverbots erreichbar.

Die Anzeige des Baubeginns zwei Wochen im Voraus dient der Ermoglichung der
Uberwachung der Einhaltung der Bauausschlusszeiten.

Alternativ zur Anordnung von Bauausschlusszeiten kann grundsatzlich auch durch
geeignete Schutzmalinahmen i. V. m. einer fachlich qualifizierten Umweltbaube-
gleitung sichergestellt werden, dass die Zugriffsverbote des § 44 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 5 Nummern 1 bis 3 BNatSchG im Hinblick auf Offenlandbriter
nicht verwirklicht werden. Die Vorhabentragerin hat mit den Antragsunterlagen je-
doch ein unzureichendes Konzept fur solche Malkhahmen vorgelegt, sodass flr
eine Abweichung von den angeordneten Bauausschlusszeiten die Einholung der
vorherigen Zustimmung der Genehmigungsbehorde zu etwaigen von der Vorha-
bentragerin vorgesehenen alternativen SchutzmalRnahmen erforderlich ist. Bei der
Zustimmung zur Abweichung von den im Genehmigungsbescheid angeordneten
Bauausschlusszeiten handelt es sich um einen eigenstandigen Verwaltungsakt,
der von der Genehmigungsbehorde zu erteilen ist. Die Darlegung der geplanten
alternativen Schutzmalinahmen muss spatestens acht Wochen vor dem geplanten
Baubeginn erfolgen, um eine fachliche Abstimmung zwischen der Genehmigungs-
behorde und der Oberen Naturschutzbehdérde zu ermdglichen.

Eine Aktivitatserfassung fur Fledermause liegt nicht vor. Zur Vermeidung des T6-
tungsverbots gemal § 44 Absatz 1 Nummer 1i. V. m. Absatz 5 Satz 2 Nummer 1
BNatSchG fur schlaggefahrdete Fledermausarten wahrend der Aktivitatszeiten
wird der in der Auflage aufgeflihrte Abschaltalgorithmus angeordnet. Unter den in
der Auflage genannten Bedingungen werden hohe Aktivitaten schlaggefahrdeter
Fledermausarten im Rotorbereich sowie dessen nahem Umfeld erwartet. Wird die
WKA zu den angegebenen Bedingungen abgeschaltet, wird davon ausgegangen,
dass das Totungsrisiko unter die Signifikanzschwelle fallt und das Toétungsverbot
fur Fledermausarten nicht berthrt wird.

Als Abschaltung wird ein Zustand definiert, der den Trudelbetrieb einer WKA ein-
schliefdt, also keinen zwingenden Stillstand der WKA erfordert. Die Drehgeschwin-
digkeit der Rotoren wird im Trudelbetrieb mit aus dem Wind gedrehten Rotorblat-
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tern und aktivierter Windnachflhrung der Rotorgondel auf ein fur Fledermause un-
gefahrliches Mal} reduziert.

Die Gestaltung der Mastful3brache zielt darauf ab, eine Attraktionswirkung auf V6-
gel, insbesondere Greifvogel, und Fledermause zu vermeiden. Mit der Anlage ei-
ner Brache mit geschlossener Vegetationsdecke, jedoch ohne Gehdlzaufwuchs,
wird dieser Anspruch erflllt. So werden zum einen die Einsehbarkeit und damit die
guten Jagdbedingungen fur Greifvogel verhindert und zum anderen wird vermie-
den, dass aufwachsende Geholze als Jagdhabitat fur Fledermause fungieren. Bei
der Festlegung des Mahdzeitraums zwischen dem 1. September und 28./29. Fe-
bruar ist davon auszugehen, dass in diesem Zeitraum der Anteil an abgeernteten
landwirtschaftlichen Flachen in der Umgebung der WKA bereits derart hoch ist,
dass durch die Mahd des MastfuRbereiches keine besondere Attraktionswirkung
fur weitere Greifvogelarten hervorgerufen wird.

Die Moglichkeit, die naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen im Rahmen der
Genehmigung einer Windkraftanlage umfassend zu kontrollieren, besteht nur bei
Gewahrleistung einer Datengrundlage, die Aufschluss Uber die Einhaltung der je-
weiligen Nebenbestimmung gibt. Um Kontrollen durchfliihren zu kénnen, missen
die Daten fur die kontrollierende sachkundige Person verstandlich und Gbersicht-
lich aufbereitet sein. Fur die Kontrolle wird eine Prifsoftware genutzt, die eine be-
stimmte Form der Datenbereitstellung bendtigt. Abschaltalgorithmen, die auf Pro-
Bat basieren, werden zukunftig mit dem ProBat-Inspector Uberpruft. Der Zeitraum
fur die Datenvorhaltung begrindet sich aus den Verjahrungsfristen fur Ordnungs-
widrigkeits- und Straftatbestéande. Die Dateien sind nach dem Export nicht mehr zu
verandern, da dadurch Fehler entstehen kdnnen.

Naturschutz

Das Einvernehmen gemaf § 17 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
i. V. m. § 11 Absatz 1 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) zum Vorhaben wird
erteilt.

Arbeitsschutz

Gemal § 22 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz kann das Landesamt fur Arbeitsschutz,
Soziales und Gesundheit als zusténdige Behorde die zur Durchfiihrung ihrer Uber-
wachungsaufgabe erforderliche Auskulnfte verlangen. Zu den Aufgaben gehdren
unter anderem Besichtigungen von Baustellen, da hier insbesondere die Vorgaben
der Baustellenverordnung einzuhalten sind und anlassbezogene Tatigkeiten wah-
rend des Betriebs der genehmigten Windenergieanlage beispielsweise im Falle ei-
ner Beschwerde oder eines Unfalls. In diesem Zusammenhang mussen ausrei-
chend Details zu dem Bauvorhaben rechtzeitig zur Verfiugung stehen, um die Ein-
haltung der Vorgaben Uberwachen zu kdnnen.

Eingeschlossene Entscheidungen

In dieser Genehmigung sind gemalf} § 13 BImSchG folgende behdrdliche Ent-
scheidungen eingeschlossen:
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» Baugenehmigung nach § 72 Landesbauordnung (LBO),

» Naturschutzrechtliche Genehmigung nach §§ 9, 11 Landesnaturschutzgesetz
(LNatSchG) zum Ausgleich der Versiegelung des Grundstucks im AuRenbe-
reich,

» Zustimmung des Tragers der Strallenbaulast nach § 30 Absatz 2 Stral’en- und
Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StriWWG).

Die zustandige Luftfahrtbehdrde hat ihre Zustimmung nach § 14 Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) wegen Uberschreitung der zuléssigen Hohe einschlieRlich der Zu-
stimmung zum Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung bei Einhal-
tung der Vorgaben des Anhangs 6 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen erteilt.

Ergebnis

Die Prufung hat ergeben, dass der Standort zuldssig und geeignet ist und keine
Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Die Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbehor-
de erfolgte anhand der einschlagigen Bestimmungen des BImSchG. Aul3erdem
wurden ggf. die Abfallvermeidung, die Abfallverwertung und die ordnungsgemalle
Abfallbeseitigung gepruft.

Unter Berlcksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten flir Betreiber genehmigungsbedurftiger
Anlagen gemal} § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der
daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfullt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein hdheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar ware.

Andere o6ffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes stehen
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage — auch aus der Sicht der beteiligten
Fachbehorden — nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A lll gemaR § 18 Absatz 1 BImSchG
festgesetzten Fristen ist sichergestellt, dass mit der Errichtung der Anlage sowie
der Inbetriebnahme der Anlage nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem
sich die tatsachlichen Verhaltnisse, die der Genehmigung zugrunde lagen, we-
sentlich geandert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfullt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

Begrindung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit den
Tarifstellen 10.1.1.1 2, 10.1.1.8 b) und 10.1.1.8.1 a) des allgemeinen Gebulhrenta-
rifs der Landesverordnung Uber Verwaltungsgebuhren.
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Gebuhren:

1. Genehmigung Tarifstelle 10.1.1.2
Gesamthohe (199,1) x 50,00 €
Nennleistung (7 MW x 6,50 €

Berechnung: 199,1 x 50 € + 7.000 x 6,50 = 55.455,00 €

2. Allgemeine Vorprufung: Tarifstelle 10.1.1.8 b)
5 % von der Gebuhr nach 10.1.1.2
Berechnung: 5 % von 55.455 € 2.772,00 €

3. Zuschlag im Zusammenhang mit der Vertraglichkeitsprifung:
Tarifstelle 10.1.1.8.1 a)
Gebuhrenrahmen: 50 bis 2.000 € 50,00 €

Summe Gebihren 58.277,00 €

Hinweis: Nach § 3 Satz 3 Landesverordnung tber Verwaltungsgebihren des Landes
Schleswig-Holstein werden Cent-Betrage auf volle Euro abgerundet.

Auslagen:
Zustellung der Genehmigung 5,62 €
Gesamtsumme Kosten: 58.282,62 €

Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefiigten Kostenno-
te innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die
Kostennote ist Bestandteil dieses Bescheides.

Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Gerausche, Erschutterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immissions-
schutzgesetz — BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai
2013 (BGBI. 2013 1 S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt geandert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 183);

Vierte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung Uber genehmigungsbedurftige Anlagen — 4. BImSchV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBI. 2017 | S. 1440), zuletzt geandert
durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBI. 2024 | S. 355);

Neunte Verordnung zur Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung uber das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBI. 1992 | S. 1001), zuletzt geandert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 225);
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Neufassung der Ersten Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft — TA Luft) vom
18. August 2021 (GMBI. Nr. 48-54, S. 1050);

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm) vom 26. August 1998
(GMBI. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt geéndert durch Anderungsverwaltungsvor-
schrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerauschimmissi-
onen (AVV Baularm) vom 19. August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger Nummer
160);

Landesverordnung uber die zustandigen Behdrden nach immissionsschutzrechtli-
chen sowie sonstigen technischen und medientbergreifenden Vorschriften des
Umweltschutzes (ImSchVZustVO) vom 6. November 2025 (GVOBI. Schl.-H. Nr.
146);

Richtlinie 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. No-
vember 2010 uber Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung
der Umweltverschmutzung) — Industrieemissionen-Richtlinie, (Amtsblatt der Euro-
paischen Union vom 17. Dezember 2010, L 334, S. 17); zuletzt gedndert durch
Richtlinie (EU) 2024/1785 vom 24. April 2024 (Amtsblatt der Europaischen Union
vom 15. Juli 2024, S. 1)

Gesetz fur den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz —
EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), zuletzt geandert durch Artikel 23
des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 347);

Gesetz zur Festlegung von Flachenbedarfen und zur Genehmigungserleichterung
fur Windenergieanlagen an Land und fur Anlagen zur Speicherung vom Strom
oder Warme aus erneuerbaren Energien in bestimmten Gebieten (Windenergiefla-
chenbedarfsgesetz — WindBG) vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353), zuletzt gean-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189);

Allgemeine Verwaltungsvorschrift flr die Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen
vom 24. Februar 2020 (BAnz AT 30. April 2020 B4), zuletzt geandert durch Verwal-
tungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4);

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprufung (UVP-Gesetz — UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. 2021 | S. 540), zuletzt ge-
andert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr.
348);

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBI. 2017 | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 348);

Landesbauordnung fur das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. Schl.-H. 2024, S. 504), zuletzt geandert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 875,
928);
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Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung
— BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI.
2017 | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176);

Gesetz zum Schutz der Denkmale (Denkmalschutzgesetz — DSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Dezember 2014 (GVOBI. Schl.-H. 2015, S. 2),
zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. September 2020 (GVOBI.
Schl.-H. S. 508);

Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltvertragli-
chen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz — KrwG) vom 24.
Februar 2012 (BGBI. 2012 | S. 212), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56);

Verordnung uUber die Nachweisflihrung bei der Entsorgung von Abfallen (Nach-
weisverordnung — NachwV) vom 20. Oktober 2006 (BGBI. I S. 2298, ber. 2007 S.
2316), zuletzt geandert durch Artikel 5 der Verordnung vom 28. April 2022 (BGBI. |
S. 700);

Verordnung Uber die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfallen und von
bestimmten Bau- und Abbruchabfallen (Gewerbeabfallverordnung — GewAbfV)
vom 18. April 2017 (BGBI. | S. 896), zuletzt geandert durch Artikel 9 Absatz 3 des
Gesetzes vom 30. September 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 233);

Abfallwirtschaftsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirtschafts-
gesetz — LAbfWG) in der Fassung vom 18. Januar 1999 (GVOBI. Schl.-H. S. 26),
zuletzt geandert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVO-
Bl. Schl.-H. S. 1002);

Verordnung uber Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustof-
fen in technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung — ErsatzbaustoffV) vom

9. Juli 2021 (BGBI. | S. 2598), geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom

13. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 186);

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. 2009 |
S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 29. Marz 2026
(BGBI. 2026 | Nr. 87);

Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz — LNatSchG) vom
24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geandert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734);

Landesverordnung uber die Zustandigkeit der Naturschutzbehdrden (Naturschutz-
zustandigkeitsverordnung — NatSchZVO) vom 4. Oktober 2018 (GVOBI. Schl.-H.
S. 658), zuletzt geandert durch Landesverordnung vom 14. April 2026 (GVOBI.
Schl.-H. Nr. 2026/42);

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG), in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 84);
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Landeswassergesetz des Landes Schleswig-Holstein (LWG) vom 13. November
2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425, 426), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 875);

Verordnung uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)
vom 18. April 2017 (BGBI. 2017 | S. 905), zuletzt geandert durch Artikel 256 der
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. 2020 | S. 1328);

Gesetz uber die DurchfiUhrung von MaRnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbes-
serung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten bei der Ar-
beit (Arbeitsschutzgesetz — ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBI. 1996 | S. 1246),
zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI.
20251 S. 369);

Verordnung uUber Arbeitsstatten (Arbeitsstattenverordnung — ArbStattV) vom
12. August 2004 (BGBI. 2004 | S. 2179), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 1 S. 109);

Verordnung uber Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenver-
ordnung — BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBI. | S. 1283), zuletzt geandert durch
Artikel 2 der Verordnung vom 17. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 337);

Verordnung uber Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Ar-
beitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung — BetrSichV) vom 3. Februar 2015
(BGBI. 2015 1 S. 49), zuletzt gedndert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 347);

Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung — GefStoffV) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 2010 (BGBI. 2010 | S.
1643, 1644), zuletzt geandert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember
2025 (BGBI. 2025 | Nr. 337);

Chemikaliengesetz (ChemG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Au-
gust 2013 (BGBI. 2013 | S. 3498, 3991), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 86);

Verordnung uber Verbote und Beschrankungen des Inverkehrbringens und Uber
die Abgabe bestimmter Stoffe, Gemische und Erzeugnisse nach dem Chemikali-
engesetz (Chemikalien-Verbotsverordnung — ChemVerbotsV) vom 20. Januar
2017 (BGBI 2017 1 S. 94; 2018 S. 1389), zuletzt geandert durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 21. April 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 108);

Stralen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631, ber.
2004, S. 140), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Dezember
2025 (GVOBI. Schl.-H. Nr. 2025/168);

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. |
S. 502), zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021
(BGBI. 2021 1 S. 306);

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021
(BGBI. 2021 |1 S. 2598, 2716);
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. Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai
2007 (BGBI. I S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Fe-
bruar 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 40);

. Straldenverkehrsgesetz (StVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz
2003 (BGBI. | S. 310, 919), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
23. Februar 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 46);

. Blrgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Ja-
nuar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 2003 | S. 738), zuletzt geandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 83);

. Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November
1998 (BGBI. | S. 3322), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Marz 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 95);

. Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 2003 (BGBI. 2003 | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 1 S. 236);

. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
20. Mai 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 152);

. Allgemeines Verwaltungsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein (Landesverwal-
tungsgesetz — LVwG) vom 2. Juni 1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zu-
letzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juni 2025 (GVOBI. Schl.-H.
2025/76);

. Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) vom
17. Januar 1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geadndert durch Artikel 64 der
Landesverordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514);

. Landesverordnung uber Verwaltungsgebuhren (Verwaltungsgebuhrenverordnung
— VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 476), zuletzt gean-
dert durch Landesverordnung vom 3. Juni 2026 (GVOBI. Schl.-H. 2026/59);
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt fir Umwelt
Dezernat 20
Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begrunden.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben
gemal § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGOQO) kann gemal} § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begrindet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hols-
teinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden, Dienstsiegel>

Anlagen:
—  Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1
- Kostennote

— Formulare des LfU: Baubeginn, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
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	A Entscheidung
	I Genehmigung
	1. Gegenstand der Genehmigung
	2. Beschränkungen und Emissionsbegrenzungen
	2.1 Unter Zugrundelegung des Immissionsrichtwertes (IRW) von 45 dB(A) an den Immissionsorten im Außenbereich und von 40 dB(A) an den Immissionsorten für allgemeine Wohngebiete, die in der Schallimmissionsprognose berücksichtigt wurden (INGENIEURBÜRO FÜR AKUSTIK BUSCH GmbH, Berichtnummer 619823gkp01 vom 8. April 2025), darf die Windkraftanlage des Herstellers Enercon Typ E175 EP5 E2 nachts mit dem Betriebsmodus OM-NR-04-0 und einer Leistung von maximal 3.900 Kilowatt (kW) sowie einer Rotordrehzahl von maximal 7,4 Umdrehungen pro Minute (U/min) betrieben werden.
	2.2 Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr im Betriebsmodus OM-NR-09-0 mit einer maximalen Leistung von 2.500 kW und einer maximalen Rotorumdrehung von 6,0 U/min zu betreiben.
	2.3 Die unter A I 2.1 für die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt gelten auch bei Abschaltungen oder Leistungsreduzierung der Windkraftanlage durch den Netzbetreiber (EisMan-Schaltung, Redispatch).


	II Verwaltungskosten
	III Nebenbestimmungen
	1. Bedingungen
	1.1 Erlöschen der Genehmigung
	1.2 Rückbauverpflichtung
	1.3 CE-Kennzeichnung
	1.4 Naturschutz
	1.4.1 Für den mit der Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlage mit bedarfsgesteuerter Nachtkennzeichnung einhergehenden Eingriff in das Landschaftsbild wird eine Ersatzzahlung im Sinne des § 15 Absatz 6 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit § 9 Absatz 4 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) erforderlich.
	1.4.2 Für die Baufeldräumung im Vorfeld und während der Bauphase (bei Baumaßnahmen innerhalb des Zeitraums vom 1. März bis 31. August eines Jahres) ist durch eine geeignete Umweltbaubegleitung sicherzustellen, dass es im Zuge der Baumaßnahme zu keinem Verstoß gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) kommt.


	2. Auflagen
	2.1 Allgemeines
	2.1.1 Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der Antragsunterlagen sind an der Betriebsstätte bereitzuhalten und den Genehmigungs- und Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen.
	2.1.2 Folgende Sachverhalte sind dem Landesamt für Umwelt (LfU) unverzüglich schriftlich mitzuteilen:
	2.1.3 Die Einstellung des Betriebs der hier genehmigten WKA ist der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. In der Anzeige nach § 15 Absatz 3 BImSchG (Betriebseinstellung) ist der voraussichtliche Zeitraum des Rückbaus der WKA anzugeben.
	2.1.4 Innerhalb des unter Auflage 2.1.3 genannten Zeitraums nach der Einstellung des Betriebes oder nach Erlöschen der Genehmigung (vergleiche Bedingung 1.1) sind alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile (WKA, Fundament) sowie die für die WKA erforderliche Infrastruktur (Rohrleitungen, Strom- und andere Medienanschlüsse, Zuwegungen), die sich auf dem Anlagengrundstück befinden, vollständig zu beseitigen.
	2.1.5 Der vollständige Rückbau des Fundaments ist vorzunehmen, soweit er nicht unmöglich ist. Er gilt als unmöglich, sobald der Rückbau ohne die Verletzung rechtlich geschützter Umweltrechtsgüter nicht möglich ist. Dies ist mit einem entsprechenden Bodengutachten der Genehmigungsbehörde nachzuweisen. Mindestens ist jedoch die komplette Gründungsplatte beim Rückbau zu entfernen.
	2.1.6 Innerhalb eines Monats nach Inbetriebnahme der WKA sind der Genehmigungsbehörde (LfU) die Koordinaten der vermessenen Standorte in UTM ETRS 89 (Zone 32) vorzulegen und der Nachweis, dass eine bekanntgegebene Stelle für die Nachweismessung des Schallleistungspegels beauftragt wurde.
	2.1.7 Der Betreiber hat ein Wartungspflichtenbuch zu führen.

	2.2 Immissionsschutz
	2.2.1 Der Betreiber/die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde unverzüglich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. der Austritt bedeutsamer Mengen an gefährlichen Stoffen der Windkraftanlage mitzuteilen.
	2.2.2 Innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der Genehmigungsbehörde der Messbericht über die Schallemissionsmessung und Auswertung der genehmigten Anlage nach der Technischen Richtlinie für Windenergieanlagen, Teil 1: Bestimmung der Schallemissionswerte (FGW-Richtlinie TR1, Revision 19, Stand 1. März 2021, FGW e. V. – Fördergesellschaft Windenergie und andere Dezentrale Energien) von einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Messstelle vorzulegen.
	2.2.3 Sollte die WKA vom Netzbetreiber wegen Netzüberlastung heruntergeregelt (sogenannte EisMan- oder Redispatch-Schaltung) oder vom Netz genommen werden, ist die WKA gemäß der Herstellererklärung vom 5. Januar 2021 zu betreiben.
	2.2.4 Sofern eine Überschreitung in einer oder mehreren der unter Inhaltsbestimmung A I 2.1 festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt festgestellt wurde, ist eine erneute Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren durchzuführen.
	2.2.5 Die Emission darf keine relevante Tonhaltigkeit aufweisen. Falls im Rahmen der emissionsseitigen Abnahmemessung eine geringe Tonhaltigkeit (KTN = 2 dB) fest-gestellt wird, ist im Rahmen einer immissionsseitigen Abnahmemessung deren Immissionsrelevanz zu untersuchen. Dabei muss die Messung nur in dem Windgeschwindigkeits-/Leistungs-/Drehzahlbereich erfolgen, bei dem emissionsseitig die Tonhaltigkeit festgestellt wurde.
	2.2.6 Geräusch verursachende Erscheinungen, die durch nicht bestimmungsgemäßen Betrieb, Verschleiß oder unvorhersehbare Ereignisse entstehen, sind unverzüglich zu beseitigen. Sollten diese Geräusche tonhaltig oder impulshaltig sein, ist die WKA bis zur Reparatur nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr abzuschalten.
	2.2.7 Die WKA ist so zu errichten und zu betreiben, dass die Anhaltswerte des Beiblattes 1 zur DIN 45680, Stand März 1997, „Messung und Bewertung tieffrequenter Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft“ innerhalb der nächstgelegenen Gebäude in dem am stärksten betroffenen Aufenthaltsraum, der Wohnzwecken dient oder eine vergleichbare Schutzwürdigkeit besitzt, bei geschlossenen Fenstern und Türen nicht überschritten werden.
	2.2.8 Sollte durch eine Fernüberwachung nur der Hersteller der WKA in der Lage sein, Daten über die Betriebsweise der WKA abzufragen, so hat der Betreiber der Anlage sicherzustellen, dass das LfU die erforderlichen Daten vom Hersteller genannt bekommt. Es sind alle Daten, Parameter und Einstellungen über die Betriebsweise der WKA anzugeben, die für die klare Einstufung der beantragten Leistungskennlinie notwendig sind.
	2.2.9 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten sollten nur an Werktagen zwischen 07:00 und 20:00 Uhr stattfinden.
	2.2.10 Die WKA ist so zu betreiben und zu unterhalten, dass durch Abschaltmaßnahmen erhebliche Belästigungen der Nachbarschaft durch periodischen Schattenwurf verhindert werden. Die Beschattungsdauer der WKA, unter der Berücksichtigung der Vorbelastung, darf an den im Einwirkbereich der WKA liegenden schutzbedürftigen Räumen die Immissionsrichtwerte (IRW) von
	2.2.11 Innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme der Windkraftanlage ist der zuständigen Genehmigungsbehörde die Installation einer Schattenwurfabschaltautomatik schriftlich zu bestätigen.
	2.2.12 Auf Anforderung der Aufsichtsbehörde ist ein Nachweis zu erbringen, dass die Schattenwurfabschaltautomatik fachgerecht installiert und funktionsfähig ist und dass die erforderlichen Abschaltzeiten sicher eingehalten werden.
	2.2.13 Alle sichtbaren Windkraftanlagenteile, wie z. B. Rotor, Spinner, Nabe, Gondelgehäuse oder Turm, sind mit mittelreflektierenden Farben und mit matten Glanzgraden zu versehen. Beispielsweise würde die Farbe Lichtgrau (RAL 7035) mit der Glanzzahl kleiner 30 % (gemäß ISO 2813) den Vorgaben entsprechen.
	2.2.14 Die WKA ist gemäß der nachfolgenden Tabelle unter den dort genannten Bedingungen zu betreiben:
	2.2.15 Bei möglichem Eisansatz und der Gefahr des Eisabwurfes ist die Anlage in Ruhestellung zu halten. Die WKA ist mit einem Eiserkennungssystem auszurüsten. Die Funktionsfähigkeit des Eiserkennungssystems der WKA ist im Rahmen der Inbetriebnahme durch eine unabhängige fachkundige Person im Sinne des Vier-Augen-Prinzips zu prüfen und dokumentieren. Betriebsbegleitend ist die Funktionalität des Eiserkennungssystems regelmäßig im Rahmen der wiederkehrenden Prüfungen (WKP) des Sicherheitssystems und der sicherheitstechnisch relevanten Komponenten der WKA durch eine unabhängige fachkundige Person aufzuzeigen. Für die Inbetriebnahme des Eiserkennungssystems muss die Anlernphase abgeschlossen sein, um die Funktionsfähigkeit prüfen zu können. Ist die Anlernphase nicht vor den winterlichen Vereisungsereignissen abgeschlossen, so sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung eines Eisabwurfs vorzusehen. Grundlage dieser Auflagen ist das Gutachten des TÜV Nord, Berichtsnummer 2024-WND-RB-770-R0 vom 16. Juli 2025. Weitere Einzelheiten sind dem oben genannten Gutachten zu entnehmen.
	2.2.16 Durch Hinweisschilder (mindestens im Abstand der 1,1-fachen Gesamthöhe der WKA) ist an den Zufahrtswegen der WKA und den umliegenden Wirtschaftswegen auf die Gefährdung durch Eisabwurf/Eisabfall aufmerksam zu machen. Die Schilder sind so aufzustellen, dass sie von möglichen Benutzer:innen der Wirtschaftswege frühzeitig erkannt werden. Hierbei sollten die Schilder durch ein eindeutiges Piktogramm ergänzt werden, welches auf die Gefährdung durch Eisabwurf/Eisabfall hinweist. Grundlage dieser Auflagen ist das Gutachten des TÜV Nord, Berichtsnummer 2024-WND-RB-770-R0 vom 16. Juli 2025. Weitere Einzelheiten sind dem oben genannten Gutachten zu entnehmen.

	2.3 Baurecht mit Brandschutz
	2.3.1 Der Prüfbericht (Typenprüfung) zu den bautechnischen Nachweisen ist bei der Bauausführung zu beachten. Die Prüfbemerkungen sind zu erfüllen.
	2.3.2 Die Forderungen des Prüfingenieurs in den Prüfberichten zu den bautechnischen Nachweisen werden zu bauaufsichtlichen Auflagen erhoben. Sofern weitere bautechnische Nachweise zu erbringen sind, müssen diese geprüft und genehmigt sein, bevor mit den hierdurch betroffenen Bauarbeiten begonnen wird.

	2.4 Wasserrecht und Gewässerschutz
	2.4.1 Da die Lagedarstellung insbesondere verrohrter Gewässer im Amtlichen wasserwirtschaftlichen Gewässerverzeichnis oft ungenau ist, sind die im Baufeld verlaufenden Verbandsgewässer gemeinsam mit dem Wasser- und Bodenverband (WaBoV) Obere Treene vor Ort lagemäßig zu ermitteln beziehungsweise einzumessen.
	2.4.2 Laut Verbandssatzung ist an verrohrten Verbandsgewässern ein beidseitig sieben Meter breiter Schutzstreifen (gemessen ab Rohrachse) von dauerhaften und temporären baulichen Anlagen, Aufschüttungen und Abgrabungen sowie Anpflanzungen freizuhalten (dazu zählen Fundamente und Baugruben, Arbeitsflächen, Zuwegungen, Zäune etc.). Auf der Grundlage des Vermessungsergebnisses der Auflage Nummer 2.4.1 ist ein Erschließungslageplan zu erstellen. Darin sind die Zuwegung sowie Arbeitsflächen/Rüstplätze/Kranstellfläche sowie der laut Verbandssatzung geforderte Schutzstreifen darzustellen. Stehen geplante bauliche Anlagen im Konflikt mit den oben genannten Gewässern, erfordert dies ein separates wasserrechtliches Verfahren gemäß § 23 Landeswassergesetz (LWG). Der Antrag ist rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn bei der Unteren Wasserbehörde einzureichen. Mit den Bauarbeiten darf erst nach Erteilung des Bescheides begonnen werden.
	2.4.3 Die Verrohrung des südlichen Seitengrabens der Kreisstraße K 102 im Zuge der dauerhaften Zuwegung ist vor Baubeginn mit dem Straßenbaulastträger abzustimmen. Die Länge der Verrohrung ist auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu beschränken.
	2.4.4 Sollten im Rahmen der Baumaßnahme Grundwasserabsenkungen und Einleitungen in ein Gewässer oder Versickerung auf einer Fläche erforderlich sein, sind diese gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnispflichtig. Dies gilt insbesondere für Maßnahmen wie Wasserhaltung oder die Trockenlegung von Baugruben. Der wasserrechtliche Antrag ist rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Schleswig-Flensburg einzureichen. Mit den Bauarbeiten darf erst nach Erteilung des Bescheides begonnen werden.
	2.4.5 Beginn und Beendigung der Bauarbeiten sind dem Fachdienst Umwelt, Untere Wasserbehörde des Kreises Schleswig-Flensburg und dem örtlichen Wasser- und Bodenverband Obere Treene schriftlich anzuzeigen.
	2.4.6 Sollten im Rahmen der Baumaßnahme Parzellengräben verfüllt oder Drainagen durchschnitten werden, ist dafür Sorge zu tragen, dass die Entwässerung der betroffenen Flächen sichergestellt bleibt. Drainagen sind unverzüglich wiederherzustellen.
	2.4.7 Der Eintrag von Sediment oder wassergefährdenden Stoffen in offene und verrohrte Gewässer ist durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden. Verstöße sind umgehend der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen.
	2.4.8 Baubedingte Sackungen, die nachträglich entstehen, sind auszubessern.
	2.4.9 Es gelten Abstandsregelungen für die Bebauung, die sich aus der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes ergeben.
	2.4.10 Links und rechts von den Gewässern, Verrohrungen, Rohrleitungen und Anlagen ist ein sieben Meter breiter Schutzstreifen von jeglicher Bebauung freizuhalten.
	2.4.11 Die Vorgaben der Satzung müssen zwingend eingehalten werden. Ausnahmen hiervon (etwa Umverlegungen von Verbandsleitungen) müssten rechtzeitig beim WaBoV beantragt und mit diesem abgestimmt werden und bedürfen der Zustimmung des Verbandsausschusses.
	2.4.12 Auch für die Zuwegungen gelten die Beschränkungen der Satzung. Die Querung von Gewässern, Verrohrungen und Rohrleitungen durch Zuwegungen bedarf der Zustimmung des WaBoV ( siehe „Überbauung“) und ist rechtzeitig mit diesem abzustimmen. Die Querung von Gewässern darf die Durchgängigkeit des Gewässers nicht behindern.
	2.4.13 Gequerte Verrohrungen und Rohrleitungen sollten im Vorwege erneuert werden, um die Tragfähigkeit zu gewährleisten und einer zeitnahen Erneuerung vorzubeugen.
	2.4.14 Für gequerte Anlagen ist vom Vorhabenträger die Unterhaltungspflicht für das Bauwerk (Rohrleitung oder Überfahrt) zu übernehmen. Dies ist in einem schriftlichen Vertrag mit dem WaBoV zu regeln. Alle entstehenden Kosten sind vom Antragsteller zu tragen.
	2.4.15 Bei Kreuzung von Gewässern, Verrohrungen, Rohrleitungen ist vor der Querung jeweils die genaue Lage der Rohrleitung bzw. Verrohrung des Gewässers zu ermitteln.
	2.4.16 Die Versorgungsleitung ist mit einem Abstand von mindestens zwei Metern unterhalb der Rohr- bzw. Gewässersohle zu verlegen. Diese Tiefe ist auch innerhalb des Schutzstreifens (acht Meter links und rechts der Rohrleitung bzw. der Böschung eines offenen Gewässers) einzuhalten.
	2.4.17 Die Querung hat in einem Schutzrohr zu erfolgen.
	2.4.18 Die Querung ist vor Ort durch ein festes Hinweisschild zu kennzeichnen.
	2.4.19 Von jeder Querung ist nach Fertigstellung ein Bohrprotokoll unter Angabe der tatsächlichen Lage der Versorgungsleitung und der Rohrleitung bzw. des Gewässers anzufertigen und dem WaBoV in digitaler Form unaufgefordert zur Abnahme zur Verfügung zu stellen.
	2.4.20 Alle Querungen sind zudem in einem digitalen georeferenzierten Übersichtsplan im (*.dxf-Format) darzustellen. Dieser ist dem WaBoV unaufgefordert auszuhändigen.
	2.4.21 Sofern die Versorgungsleitungen parallel zu Verrohrungen, Rohrleitungen oder offenen Gewässern verlegt werden, ist ein Abstand von acht bzw. fünf Metern zu diesen Schutzstreifen einzuhalten
	2.4.22 Alle dem Wasser- und Bodenverband in Verbindung mit der Maßnahme entstehenden Kosten sind vom Antragsteller zu übernehmen.

	2.5 Abfallrecht und Bodenschutz
	2.5.1 Bei der Herstellung der Wege und Plätze unter Verwendung von Ersatzbaustoffen sind die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung zu beachten. Die aktuellen Untersuchungsergebnisse der Güteüberwachung der Aufbereitungsanlage sind der Unteren Abfallentsorgungsbehörde des Kreises Schleswig-Flensburg spätestens mit Beginn des Einbaus des Materials vorzulegen.
	2.5.2 Der Beginn der Erschließungsarbeiten ist der unteren Bodenschutzbehörde spätestens zwei Wochen vorab mitzuteilen.
	2.5.3 Temporäre Arbeits- und Fahrtrassen sowie Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind mit geeigneten Maßnahmen gegen Schadverdichtungen des Untergrundes auszurüsten (Baustraßen, Lastverteilungsplatten).
	2.5.4 Sowohl die Flächeninanspruchnahme als auch die Fahrzeugeinsätze (Überrollhäufigkeit) sind auf den für die Baumaßnahme unbedingt notwendigen Umfang zu reduzieren.
	2.5.5 Bei hoher Bodenfeuchte sowie in verdichtungsempfindlichen Bereichen ist der Einsatz von Lastverteilungsplatten im Vortriebsverfahren vorzusehen (weiche Konsistenz) und bei wassergesättigten Böden (breiig/zähflüssige Konsistenz) sind die Arbeiten einzustellen.
	2.5.6 Oberboden und Unterboden sowie ggf. auftretende torfhaltige Materialien sind bei Aushub, Transport, Zwischenlagerung und Verwertung während des Wege- und Leitungsbaus sowie den Fundamentarbeiten sauber getrennt zu halten. Dies gilt gleichermaßen für den Wiederauftrag/ Wiedereinbau. Eine Bodenvermischung ist grundsätzlich nicht zulässig.
	2.5.7 Bei der Lagerung des Oberbodens ist auf eine maximale Höhe der Mieten von zwei Metern mit steilen Flanken zu achten, um eine Vernässung und Gefügezerstörung zu vermeiden. Die Oberfläche ist zu glätten. Die Unterbodendepots sollten vier Meter nicht übersteigen. Entsprechende Lagerflächen sind auf Grundlage einer Massenbilanzermittlung einzuplanen. Bei längeren Lagerdauern von mehr als sechs Monaten ist die Oberbodenmiete mit tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen (Luzerne, Lupine etc.) zu begrünen. Die Depots sollten generell nicht befahren werden.
	2.5.8 Oberboden ist ausschließlich wieder als Oberboden zu verwenden. Eine Verwertung als Füllmaterial oder Ähnliches ist nicht zulässig. Dies gilt auch für die torfhaltigen Materialien.
	2.5.9 Überschüssiger Oberboden ist möglichst ortsnah einer sinnvollen Verwertung zuzuführen. Bei landwirtschaftlicher Aufbringung ist ein entsprechender Antrag bei der unteren Naturschutzbehörde zu stellen.
	2.5.10 Nach Beendigung der Arbeiten sind die natürlichen Bodenfunktionen so weit wie möglich wiederherzustellen. Nicht mehr benötigte Bedarfsflächen (Wege, Kranstell- und Lagerflächen) sind nach deren vollständigen Rückbau mittels Grubber zu lockern. Anschließend ist Mutterboden in ortsüblicher Schichtstärke aufzutragen.

	2.6 Naturschutz
	2.6.1 Der bei den Arbeiten anfallende Bodenaushub darf nicht für die Verfüllung von Gräben, Kleingewässern oder feuchten Senken sowie alle weiteren nach § 30 des BNatSchG in Verbindung mit § 21 des Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) geschützten Lebensräume verwendet werden.
	2.6.2 Der Ausgleich für den Eingriff in den Naturhaushalt sowie Eingriffe in Boden und Biotope auf dem Betriebsgrundstück von 32.745 m² soll gemäß Antragsunterlagen durch den Ankauf von Ökopunkten ausgeglichen werden. Die Vertragliche Vereinbarung über den Erwerb der Ökopunkte ist der UNB vor Baubeginn vorzulegen.
	2.6.3 Die gemäß den Vorgaben des Landesamtes für Umwelt erforderliche separate naturschutzrechtliche Genehmigung für Eingriffe, die nicht unmittelbar im Zusammenhang mit dem Betriebsgrundstück der WKA stehen (in diesem Fall Eingriffe in den Naturhaushalt durch Versiegelungen außerhalb der Betriebsgrundstücke in Höhe von insgesamt 58 m²), wurde separat unter dem Aktenzeichen 661.5.04.P.2025.02 erteilt. Die Genehmigung ist dem Landesamt für Umwelt vor dem Baubeginn vorzulegen.
	2.6.4 Der Baubeginn ist der UNB anzuzeigen.

	2.7 Artenschutz
	2.7.1 Bauausschlusszeit für Brutvögel
	2.7.2 Abweichungsmöglichkeit von den Bauausschlusszeiten
	2.7.3 Schutz lokaler und migrierender Fledermäuse
	2.7.4 begrünter Mastfuß
	2.7.5 Kontrolle der Abschaltvorgaben

	2.8 Arbeitsschutz
	2.8.1 Die Errichtung der genehmigten Windkraftanlage (WKA) ist spätestens zwei Wochen vor Baubeginn formlos anzuzeigen. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Bautätigkeiten bereits mit den vorbereitenden Arbeiten (z. B. Wegebau, Kanalbau) beginnen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.8.2 Die Inbetriebnahme der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens acht Wochen nach Inbetriebnahme formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.8.3 Jeder Betreiberwechsel ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Betreiberwechsel formlos anzuzeigen. Die Anzeige enthält folgende Informationen:
	2.8.4 Der Rückbau der genehmigten Windkraftanlage ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Rückbauarbeiten formlos anzuzeigen. Die Anzeige ist an das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit zu richten und enthält folgende Informationen:
	2.8.5 Jeder Tausch von Großkomponenten ist dem Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit spätestens zwei Wochen vor Umsetzung anzuzeigen und enthält folgende Informationen:

	2.9 Straßenbau
	2.9.1 Der Bauabstand von dem äußeren befestigten Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn der Kreisstraße 102 hat gemäß der eingereichten Planunterlagen mindestens 30,35 Meter zu betragen.
	2.9.2 Die verkehrliche Erschließung hat ausschließlich über die in Abschnitt 010 bei Station 965 neu herzustellende Zufahrt zu erfolgen.
	2.9.3 Auf dem Grundstück sind ausreichende Wendemöglichkeiten für Fahrzeuge herzustellen und dauernd freizuhalten.
	2.9.4 Wasser, geklärt oder ungeklärt, darf dem Straßengebiet weder zufließen können noch zugeleitet werden.
	2.9.5 Für die neu herzustellende oben genannte Zufahrt von dem Grundstück zur Kreisstraße 102 sind vom Antragsteller die allgemeinen und technischen Bestimmungen einer Sondernutzungserlaubnis anzuerkennen und zu erfüllen. Für die Herstellung dieser Zufahrt sind dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr, Standort Flensburg Ausführungspläne vorzulegen. Die Sondernutzungserlaubnis wird den Antragstellern nach erfolgter Überprüfung dieser Unterlagen direkt zugestellt.
	2.9.6 Alle Arbeiten auf dem Straßengrundstück und am Straßenzubehör sind von einer geeigneten Fachfirma durchführen zu lassen.
	2.9.7 Baustoffe dürfen nicht auf Straßengebiet gelagert werden.
	2.9.8 Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Kreisstraße nicht erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, Größe oder den Ort und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrszeichen und -einrichtungen Anlass geben, oder deren Wirkung beeinträchtigen können.
	2.9.9 Die Verwendung rückstrahlender Werkstoffe und Farben ist nicht zulässig.
	2.9.10 Soweit Schutzmaßnahmen gegen die von der Straße auf das Grundstück einwirkenden Immissionen erforderlich sind, hat der Bauherr diese Maßnahmen auf eigene Kosten zu bewirken. Dies gilt auch für die Rechtsnachfolger.
	2.9.11 Die Fahrbahn und die Nebenanlagen der Kreisstraße 102 sind von den durch Materialtransport herrührenden Verschmutzungen und Ablagerungen sofort zu säubern.
	2.9.12 Alle Arbeiten im Bereich des Straßenkörpers der Kreisstraße 102 sind mit dem Leiter der Straßenmeisterei Süderbrarup, Mühlenstraße 38-40, 24392 Süderbrarup, Telefon 04641/92400 abzustimmen.

	2.10 Versorgungsanlagen
	2.10.1 Bei der Planung einer Windkraftanlage ist zu beachten, dass die Errichtung der WKA von der leitungsabgewandten Seite erfolgen muss.
	2.10.2 Es ist für den Schwingungsschutz der Leiter aufgrund der Nachlaufströmung zu sorgen, da der Abstand der Turmmitte der WKA zum nächstliegenden ruhenden Leiter der Freileitung weniger als dem dreifachen Rotordurchmesser (525 Meter) entspricht.
	2.10.3 Es sind somit Bedämpfungsmaßnahmen an allen Seiten am Mast Nr. 009, 012 einseitig und Mast Nr. 010, 011 beidseitig erforderlich. Die Kosten sind nach dem Verursacherprinzip vom Bauherrn zu tragen.

	2.11 Zivile Luftfahrt
	2.11.1 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) zu erfolgen.
	2.11.2 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Überschreiten von 100 Metern über Grund sicher zu stellen.
	2.11.3 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicher zu stellen, dass für die Unterbrechung der Befeuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.
	2.11.4 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender technischer Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicherzustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luftfahrtbehörde vier Wochen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.
	2.11.5 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Windkraftanlagenblöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtweitenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1.500 Meter betragen darf.
	2.11.6 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luftfahrtbehörde als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH), Az. SH-10731 Postfach 1243, 63202 Langen (flf@dfs.de), unverzüglich, spätestens jedoch vier Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage, vorzulegen.
	2.11.7 Soll die Aktivierung der Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen, ist die geplante Installation der Luftfahrtbehörde vor Inbetriebnahme der BNK anzuzeigen und hierbei sind, gemäß Anhang 6 Punkt 3 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15.12.2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4), folgende Unterlagen vorzulegen:
	2.11.8 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (Bundesanzeiger; BAnz AT 28.12.2023 B4)“ zu versehen und als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.
	2.11.9 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Rotorblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter orange ‒ 6 Meter weiß ‒ 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot ‒ 6 Meter weiß oder grau ‒ 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.
	2.11.10 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.
	2.11.11 Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen sechs Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.
	2.11.12 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer maximalen Höhe von bis 315 Metern über Grund/Wasser erfolgt durch „Feuer W, rot“.
	2.11.13 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu fünf Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen.
	2.11.14 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.
	2.11.15 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß der AVV, Nummer 3.9.
	2.11.16 Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, kann der Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. Dies ist der zuständigen Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen.
	2.11.17 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach ‒ nötigenfalls auf Aufständerungen ‒ angebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden.
	2.11.18 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung von ± 50 Millisekunden zu starten.
	2.11.19 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.
	2.11.20 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatzstromnetz umschalten.
	2.11.21 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.
	2.11.22 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-Office in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständige Landesluftfahrtbehörde nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.
	2.11.23 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.
	2.11.24 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.
	2.11.25 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hindernishöhe von mehr als 100 Meter über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen.
	2.11.26 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Meter über Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.
	2.11.27 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffentlicht werden muss, sind
	2.11.28 Der DFS ist der Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig ist.



	IV Hinweise
	1. Allgemeines
	1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.
	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen.
	1.3 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers / der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform des Betreibers / der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.
	1.4 Die Inbetriebnahme der WKA erfolgt, sobald diese erstmalig elektrische Energie in ein Stromnetz abführt.
	1.5 Ein Wechsel des Anlagenbetreibers sowie gegebenenfalls eine Änderung an der Rechtsform des Betreibers sind gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich, mit dem in der Anlage beigefügtem Formular (Betreiberwechsel), mitzuteilen.

	2. Immissionsschutz
	2.1 Die Windkraftanlage (WKA) wird beurteilt nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm (GMBl. 1998 Nr. 26 vom 26. August 1998). Die der WKA am nächsten gelegenen Gebäude mit schutzbedürftigen Wohnräumen liegen größtenteils im Außenbereich. Vereinzelte Immissionsorte in der Gemeinde Sörup werden nach den jeweiligen Bebauungsplänen als allgemeine Wohngebiete eingestuft. Die TA Lärm nennt für beide Wohnraumarten die unten aufgeführten Immissionsrichtwerte, die bei der Beurteilung der hier genehmigten WKA berücksichtigt wurden.
	2.2 Eine WKA wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm relevant ein, wenn der Schallimmissionspegel größer ist als der Immissionsrichtwert (IRW) minus 10 dB(A).
	2.3 Bei Überschreitung des Schallleistungspegels (LWA) sind lärmmindernde Maßnahmen vorzunehmen. Dazu zählt auch die Einschränkung des Nachtbetriebes oder eine weitere Einschränkung der Leistung oder Drehzahl.

	3. Abfallrecht
	4. Baurecht
	4.1 Die geprüften bautechnischen Nachweise (hier: Standsicherheit) müssen spätestens zehn Werktage vor Baubeginn geprüft bei der Bauaufsichtsbehörde vorliegen (§ 72 Absatz 6 Landesbauordnung ‒ LBO). Hierzu sind die bautechnischen Nachweise (Typenprüfungen) rechtzeitig der Bauaufsichtsbehörde zu übersenden, damit von hier aus die Überwachung durch einen anerkannten Prüfingenieur beauftragt werden kann. Der Zeitpunkt der Beauftragung ist mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen und der Bauaufsicht mitzuteilen.
	4.2 Der beabsichtigte Baubeginn ist mindestens eine Woche vorher auf vorgesehenem Formblatt mitzuteilen (§ 72 Absatz 8 LBO). Wird vorsätzlich oder fahrlässig der Baubeginn nicht mitgeteilt, handelt der Bauherr ordnungswidrig nach § 84 Absatz 1 Nummer 11 LBO. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 84 Absatz 3 LBO mit einer Geldbuße geahndet werden.
	4.3 Die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung ist der Bauaufsichtsbehörde auf bauaufsichtlich eingeführtem Formblatt mindestens zwei Wochen vorher anzuzeigen (§ 82 Absatz 2 LBO). Mit der Anzeige ist eine Bescheinigung des Prüfingenieurs für Standsicherheit über die ordnungsgemäße Bauausführung hinsichtlich der Standsicherheit vorzulegen (§ 82 Absatz 2 Nummer 1 LBO).
	4.4 Die konstruktive Überwachung des Bauvorhabens hinsichtlich der Standsicherheit ist vom Prüfingenieur Dipl.-Ing. Bernd von Seth, Osterhusumer Str. 130, 25813 Husum durchführen zu lassen. Die Abnahmen sind rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen Bauarbeiten bei ihm zu beantragen.
	4.5 Die erforderlichen Formulare zu Punkt 4.2 und 4.3 können auf der Internetseite des Kreises Schleswig-Flensburg entsprechend dem folgenden Link heruntergeladen werden: https://www.schleswig-flensburg.de/Was-erledige-ich-wo-/index.php.
	4.6 Da Bauordnungsrecht nicht durch die Bauaufsichtsbehörde geprüft wird, wird empfohlen die erforderlichen Unterlagen zur Eintragung evtl. erforderlicher Baulasten im Sinne des § 83 LBO (z. B. Rückbau gemäß § 35 Absatz 5 Baugesetzbuch (BauGB), Abstandflächen, Erschließung, etc.) zum entsprechenden Zeitpunkt direkt bei der zuständigen Stelle (Bauverwaltung des Kreises Schleswig-Flensburg) abzustimmen/einzureichen.

	5. Naturschutz
	6. Wasserrecht
	6.1 Sind Kabelkreuzungen mit Gewässern 2. Ordnung geplant, erfordert dies ein wasserrechtliches Verfahren gemäß § 23 LWG. Der wasserrechtliche Antrag ist rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn bei der unteren Wasserbehörde einzureichen.
	6.2 Jede Maßnahme, die geeignet ist, das Grundwasser oder den Boden zu verunreinigen, ist zu unterlassen. Insbesondere gilt dieses für die Feldbetankung von Fahrzeugen. Tropfmengen auf befestigten Bodenflächen sind mit zugelassenen Bindemitteln abzustreuen. Auf unbefestigten Flächen ist bei Überfüllschäden oder Fahrzeugleckagen der verunreinigte Boden aufzunehmen und nach Vorgabe der Unteren Wasserbehörde ordnungsgemäß zu entsorgen.

	7. Abfallrecht und Bodenschutz
	7.1 Für eine Verwertung des Bodens auf landwirtschaftlichen Flächen ist – bei einer Menge von mindestens 30 m³ oder mehr bzw. von mindestens 1.000 m² oder mehr – ein Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung (Aufschüttung) bei der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Schleswig-Flensburg zu stellen.
	7.2 Eine gegebenenfalls notwendige bauzeitige Grundwasserhaltung stellen die Grundwasserabsenkung und das Einleiten des Wassers in ein Gewässer gemäß Wasserhaushaltsgesetz einen Benutzungstatbestand dar und bedürfen somit einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist gesondert beim Fachdienst Umwelt des Kreises Schleswig-Flensburg mit entsprechenden Unterlagen zu beantragen.
	7.3 Beachtung „DIN 19731:1998-05 – Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“ und „DIN 18915:2018-06 – Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ sowie des Merkblattes „Verwendung von humusreichen oder organischen Materialien aus Sicht des Bodenschutzes“ (Landesamt für Umwelt SH 01.08.2023)

	8. Artenschutz
	9. Versorgungsanlagen (Deutsche Telekom)
	10. Versorgungsanlagen (Schleswig-Holstein Netz)
	10.1 Der Wegebau im Schutzbereich der Hochspannungsleitung der Schleswig-Holstein Netz bedarf dessen Zustimmung, da Mindestabstände unterschritten werden könnten. Für den Fall, dass der Zufahrtsweg zum Standort der WKA die Hochspannungsfreileitung unterkreuzt, gilt folgendes: Sollten beim Transport die geforderten Mindestabstände zu den unter Spannung stehenden Leiterseilen unterschritten werden (z. B. bei einem Schwertransport mit Überhöhen), ist der Transport rechtzeitig (mindestens vier Wochen vorher) mit der Schleswig-Holstein Netz abzustimmen.
	10.2 Bei Nichteinhaltung der geforderten Schutzabstände gemäß beiliegendem Lage- und Profilplan kann es zu einer elektrischen Gefährdung des eingesetzten Personals kommen. Das Merkheft für Baufachleute enthält entsprechende Hinweise, die dem bauausführenden Personal zur Kenntnis zu geben und auch bei späteren Instandhaltungsarbeiten einzuhalten sind.
	10.3 Diese Stellungnahme ist mit dem Ausstelldatum dieser Auskunft sechs Monate gültig (9. Dezember 2025). Nach Ablauf dieses Zeitraums ist eine neue Stellungnahme für die 110kV-Hochspannungsleitung einzuholen. Hierzu ist die Leitungsauskunftsnummer BH-22-052.2 zu nennen und die Anfrage an die E-Mail-Adresse 110kV-Fremdplanung@shnetz.com zu senden.
	10.4 Das Merkblatt „Schutz von Versorgungsanlagen bei Bauarbeiten“ ist zu berücksichtigen. Das Merkblatt ist nach einer Anfrage zu einer Leitungsauskunft oder über die Website https://www.sh-netz.com/ erhältlich.
	10.4.1 Auskunft über die von der Schleswig-Holstein Netz verlegten Leitungen sind online im Planauskunftsportal über die Website https://www.sh-netz.com/ erhältlich.


	11. Denkmalschutz
	11.1 Der überplante Bereich befindet sich einem archäologischen Interessengebiet. Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen an archäologischer Substanz das heißt mit archäologischen Denkmalen zu rechnen ist.
	11.2 Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
	11.3 Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

	12. Straßenbau
	12.1 Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eventuell erforderlich werdende dauerhafte Verbreiterungen der Einmündungen von Gemeindestraßen in Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen nur im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg, erfolgen können.
	12.2 Gegebenenfalls sind dem Landesbetrieb über die Straßenmeisterei Süderbrarup rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und in vorheriger Absprache mit dem zuständigen Leiter der Straßenmeisterei Süderbrarup, durch die betroffene Gemeinde prüffähige Planunterlagen zur Genehmigung und zum Abschluss einer Vereinbarung vorzulegen.
	12.3 Die Erlaubnis von temporären Umbaumaßnahmen an Bundes- Landes- und Kreisstraßen zur Realisierung von Großraum- und Schwertransporten (GST) wird Bestandteil der straßenverkehrlichen Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO (GST-Erlaubnis). Notwendige Bedingungen und Auflagen sind in diese GST-Erlaubnis zu übernehmen.
	12.4 Zur Koordination der erforderlichen Maßnahmen sind die Fahrtrouten (Streckenprotokoll) und die geplanten Maßnahmen mit dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Standort Flensburg rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten und Transporte abzustimmen.
	12.5 Des Weiteren liegen bei dem Vorhaben keine Betroffenheiten von planverfestigten Kompensationsflächen oder Querungshilfen sowie damit verbundener Korridore des Landesbetriebes Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein vor.

	13. Arbeitsschutz
	13.1 Die Einhaltung und Umsetzung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften liegt in der Eigenverantwortung des Betreibers bzw. des Arbeitgebers. Die einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind unabhängig vom Genehmigungsbescheid zu beachten und einzuhalten.
	13.2 Die Betreiberin / Der Betreiber hat eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 BetrSichV durchzuführen und das Ergebnis zu dokumentieren.
	13.3 Die Anlagenkennzeichnung sollte auch schon während der Errichtung der WKA von der Zuwegung aus lesbar an den Anlagen angebracht werden.
	13.4 Der Aufzug ist gemäß §§ 15 und 16 BetrSichV vor Inbetriebnahme und in der Folge wiederkehrend durch Sachverständige einer zugelassenen Überwachungsstelle (ZÜS) für überwachungsbedürftige Anlagen zu prüfen. Der Aufzug soll über eine Hol- bzw. Notholfunktion im Turmfuß verfügen.
	13.5 Wenn die WKA nicht den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen nach Anhang I der Maschinenrichtlinie bzw. Maschinenverordnung entspricht, sind wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit von Personen auf Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung durch den Betreiber zu treffen (§ 4 BetrSichV).
	13.6 Der Betreiber hat sicherzustellen, dass er vom Hersteller über Sicherheitsmeldungen (Saftey Alerts) für seinen Anlagentyp und den darin verbauten Anlagenteilen wie z. B. Aufzugsanlage umgehend informiert wird. Auf Grundlage der Safety Alerts müssen durch den Betreiber unverzüglich geeignete Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit eigener oder Beschäftigter anderer Unternehmen ergriffen werden.
	13.7 Die Anzahl und Positionierung der Anschlagpunkte muss den vorgesehenen Arbeitsabläufen, ergonomischen Grundsätzen und den Vorgaben aus dem Rettungskonzept für eine unverzügliche technische und medizinische Rettung entsprechen. Hierbei ist zu beachten, dass die Beschäftigten und Einsatzkräfte zwischen den Anschlagpunkten keine ungesicherten Wege zurücklegen dürfen/müssen. Anschlagpunkte sind gemäß DIN EN 795 zu kennzeichnen. Prüfbescheinigungen sind auf der Anlage vorzuhalten.
	13.8 Der Betreiber hat gemäß § 11 BetrSichV sicherzustellen, dass Beschäftigte und andere Personen bei einem Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich gerettet und ärztlich versorgt werden können.
	13.9 Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung muss der Betreiber ein Rettungskonzept für das Retten aus allen Teilen der Anlage erstellen. Die Anforderungen der DGUV Regel 112-199, der DGUV Information 203-007, DIN EN 50308 und IEC TS 61400-30 sind zu berücksichtigen.
	13.10 Die vom Hersteller übersendeten Rettungs- und Evakuierungskonzepte des gewählten Anlagentyps ersetzen nicht das projektspezifische Rettungskonzept, sollten aber für die Erstellung des Rettungskonzeptes mit herangezogen werden.
	13.11 Den Einsatzkräften der Feuerwehr, der nächstgelegenen Höhenrettungsgruppe und des Rettungsdienstes bzw. der koordinierenden Leitstelle sind mindestens folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:
	13.12 Für die Errichtung und den Rückbau sind die Vorgaben der Baustellenverordnung zu berücksichtigen. Auf die Vorankündigung gemäß § 2 Absatz 2 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan gemäß § 2 Absatz 3 Baustellenverordnung, den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator gemäß § 3 Absatz 1 Baustellenverordnung sowie die Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 Baustellenverordnung wird hingewiesen. Die zuständige Behörde ist das Landesamt für Arbeitsschutz, Soziales und Gesundheit.

	14. Zivile Luftfahrt
	14.1 Anträge zur Aufstellung von Kränen für die Errichtung der Windkraftanlage, brauchen nicht erneut vorgelegt werden. Die Zustimmung nach §14 LuftVG gilt hiermit als erteilt. Auflage 2.11.2 gilt entsprechend.
	14.2 Sollte eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrtbehörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die Inbetriebnahme der BNK erst nach Vorlage der genannten Unterlagen erfolgt.
	14.3 Nach Anhang 6 Punkt 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28.12.2023 B4) ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.
	14.4 Bei Nichteinhaltung der Auflagen unter Punkt 2.11 behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor. Es wird darauf hingewiesen, dass die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr darstellt und gemäß § 315 StGB mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden kann.
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